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Übersicht mit Angaben gemäß § 125 Aktiengesetz  
in Verbindung mit Tabelle 3 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1212

A.	 Inhalt der Mitteilung
	 1.		� Ordentliche virtuelle Hauptversammlung der  

Software Aktiengesellschaft 2021 
Eindeutige Kennung:  
52ed0af9957deb11811b005056888925

	 2.	 Einberufung der Hauptversammlung 

B.	 Angaben zum Emittenten
	 1.		 ISIN: DE 000A2GS401. 
	 2.	� Name des Emittenten: Software Aktiengesellschaft

C.	 Angaben zur Hauptversammlung
	 1.		 Datum der Hauptversammlung: 12. Mai 2021
	 2.	� Uhrzeit der Hauptversammlung: 10:00 Uhr (MESZ) 

(entspricht 08:00 Uhr UTC)
	 3.	� Art der Hauptversammlung: ordentliche virtuelle 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten

	 4.	� Ort der Hauptversammlung:  
softwareag.com/hauptversammlung
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes: 
darmstadtium Wissenschafts- und Kongresszentrum, 
Schlossgraben 1, 64283 Darmstadt 

	 5.	� Technical Record Date: 5. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ) 
(entspricht 22:00 Uhr UTC). Maßgeblich für das Teil-
nahme- und Stimmrecht ist – unabhängig von etwaigen 
Depotbeständen – der im Aktienregister eingetragene 
Aktienbestand am Tag der Hauptversammlung. Auf-
träge zur Umschreibung des Aktienregisters, die der 
Gesellschaft nach dem Ende des Anmeldeschluss
tages in der Zeit vom 6. Mai 2021 bis einschließlich 
12. Mai 2021 zugehen, werden erst mit Wirkung nach 
der Hauptversammlung am 12. Mai 2021 verarbeitet 
und berücksichtigt. Technisch maßgeblicher Bestands-
stichtag (sogenannter Technical Record Date) ist daher 
der Ablauf des 5. Mai 2021.

	 6.	� Internetseite zur Hauptversammlung/URL:  
softwareag.com/hauptversammlung
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Einladung

zur ordentlichen Hauptversammlung der  
Software AG, Darmstadt 

WKN A2GS40  
ISIN DE 000A2GS401 

Wir laden unsere Aktionäre zu der 

am Mittwoch,  
dem 12. Mai 2021,  
um 10:00 Uhr (MESZ), 
virtuell 

stattfindenden ordentlichen  
Hauptversammlung ein.
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Auf Grundlage von Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Abmilderung 
der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 („COVID-19-Gesetz“) 
und des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuld
befreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter 
Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- 
und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 
22. Dezember 2020 („Änderungsgesetz“) führt die Gesellschaft 
in diesem Jahr erneut eine virtuelle Hauptversammlung durch. 
Für die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) besteht kein 
Recht und keine Möglichkeit, am Ort der Hauptversammlung 
physisch anwesend zu sein. Nähere Informationen zu den 
Rechten der Aktionärinnen und Aktionäre sowie ihrer Bevoll-
mächtigten finden Sie unter den weiteren Angaben und Hin-
weisen. Die gesamte Versammlung wird für die Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten über das Aktionärsportal der Gesellschaft 
unter softwareag.com/hauptversammlung in Bild und Ton 
übertragen. 

Ort der Hauptversammlung im Sinne des  
Aktiengesetzes ist:  
darmstadtium Wissenschafts- und Kongresszentrum,  
Schlossgraben 1, 64283 Darmstadt. 
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Vorstandsbrief 

Die Software AG übertrifft im Geschäftsjahr 2020 bei den 
Bookings die Prognose und erfüllt ihre Profitabilitätsziele. 
Dank unserer Helix-Transformation können wir nun kon-
zentriert auf unsere mittelfristigen und weiterführenden 
Ziele hinarbeiten.

wir haben das zweite Jahr unseres Transformationsprogramms 
mit viel Elan beendet und konnten dank unseres beschleunigten 
Umstiegs auf Subskriptionen das vierte Quartal in Folge ein 
Wachstum des normalisierten Auftragseingangs (Bookings) 
verzeichnen. Trotz aller Herausforderungen, nicht zuletzt der 
beträchtlichen Verwerfungen aufgrund der Pandemie und 
deren Folgen für jeden Einzelnen, und trotz des Cyber-Vorfalls 
blieb unser Team leistungsfähig, produktiv und dem Wohl 
unserer Kunden verpflichtet. Dafür bedanke ich mich. 

Ein weiteres Jahr erfolgreicher Transformation
Wir haben 2020 ein exzellentes Ergebnis erzielt, obwohl das 
Umfeld schwierig war. Die Bookings lagen in allen Produkt
familien über unserer Prognose. Im Digital Business stiegen sie 
um 21,4 Prozent auf 360,7 Millionen Euro, davon entfielen 
261,5 Millionen Euro auf den Geschäftsbereich Digital Business 
Platform (DBP, exkl. Cloud & IoT) und 99,2 Millionen Euro auf 
DBP Cloud & IoT. Das entsprach einem Plus von 12,9 bzw. 
52,8 Prozent. Auch unser Adabas- & Natural-Geschäft ent
wickelte sich sehr positiv. Die Bookings erhöhten sich im Ver-
gleich zum Vorjahr um 33 Prozent auf 129,0 Millionen Euro. 
Beim Konzernumsatz, der sich im Berichtsjahr auf 834,8 Millionen 
Euro belief, machten sich bei der Umsatzrealisierung die Aus-
wirkungen des Umstiegs auf Subskriptionen bemerkbar. Der 
Anteil des wiederkehrenden Produktumsatzes erreichte mehr 
als 85 Prozent. Damit lag diese wichtige Kennzahl bereits in 
unserem für 2023 ausgegebenen Zielkorridor; das spiegelt die 
verbesserte Planbarkeit und Qualität unserer Umsätze wider. 

6



Auch bei unseren anderen wichtigen Steuerungskennzahlen 
haben wir 2020 sehr gute Fortschritte gemacht. Der jährlich 
wiederkehrende Umsatz (Annual Recurring Revenue, ARR) 
erreichte Ende 2020 508,1 Millionen Euro und lag damit um 
10 Prozent über dem Vorjahr. Der ARR im Digitalgeschäft wuchs 
im sechsten Quartal in Folge zweistellig: im Vergleich zum 
Vorjahr um 11 Prozent auf 358,8 Millionen Euro. Im Jahr 2020 
erreichte der Anteil von Subskriptionen und Software as a 
Service an den Bookings 81 Prozent und war damit ebenfalls 
höher als im Vorjahr. Im Jahr 2019 lag diese für den Fortschritt 
des Umstiegs auf Subskriptionen wichtige Kennzahl noch bei 
51 Prozent und 2018, vor dem Start unseres Helix-Transforma-
tionsprogramms, bei 27 Prozent.

Trotz der andauernden Investitionen in den Unternehmens
umbau haben wir auch 2020 unsere Profitabilitätsziele erreicht 
und ein operatives Ergebnis (EBITA, Non-IFRS) von 177 Millionen 
Euro und mit 21,2 Prozent eine Marge im mittleren Bereich 
unseres Prognosekorridors erwirtschaftet. Das Nettoergebnis 
(Non-IFRS) betrug 125,4 Millionen Euro bzw. 1,69 Euro je Aktie 
und hat damit die Erwartungen erfüllt.

Diese ausgezeichnete Leistung zeigt auch, dass sich das Helix-
Programm mit den Säulen Fokus, Umsetzung und Team 
unmittelbar auf unsere Ergebnisse auswirkt. Unsere Fokussie-
rung auf die richtigen Produkte und Märkte trägt weiter Früchte: 
Die Produktinnovationen in den Schlüsselbereichen Hybrid 
Integration sowie IoT & Analytics ließen den Net Promoter 
Score im Jahr 2020 auf einen Wert von + 54 ansteigen und 
beförderten ein zweistelliges Wachstum in den Regionen 
Nordamerika, DACH und EMEA. Wir konnten uns gegen Mit
bewerber durchsetzen und im Jahr 2020 239 Neukunden 
gewinnen. Es ist uns gelungen, den Beitrag, den unser Hyper
scaler-Ökosystem leistet, zu verbessern, im Rahmen der 
Partnerschaft mit Microsoft konnten wir 16 Verträge gewinnen. 
Die Transformation unserer Unternehmenskultur, ein wichtiger 
Erfolgsfaktor, macht weiter Fortschritte. Die Verbesserung des 
Employee-Engagement-Index um 8 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr auf einen Wert von 3,9 (der Höchstwert ist 5) sehen 
wir als Zeichen, dass wir unseren Mitarbeitern helfen konnten, 
ihre körperliche und seelische Gesundheit aufrechtzuerhalten, 
Remote Working wirksam unterstützen und die Qualifikation 
unserer Führungskräfte vorantreiben konnten. 
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Steigende Marktchancen 
Helix hat dazu beigetragen, dass sich die Software AG nun 
inmitten des globalen Markttrends der digitalen Transformation 
bewegt. Die durch die COVID-19-Pandemie ausgelöste Auf
lösung traditioneller Arbeitsprozesse hat den Ruf nach der Ver-
netzung von Unternehmen, dem „truly connected enterprise“, 
noch verstärkt. Unsere geschäftskritische Software hilft Orga-
nisationen weltweit beim Übergang von der alten in die neue 
Welt. Genannt seien hier insbesondere Banken und Finanz-
dienstleister, der Einzelhandel, Supply Chain und Logistik, die 
Medizintechnik und die Fertigungsindustrie. 

Eines unserer wichtigsten Alleinstellungsmerkmale ist die Unab
hängigkeit unserer Plattform. Die digitale Transformation ist 
für Unternehmen weltweit ein wichtiger Schritt, um die Sicher-
heit, Widerstandsfähigkeit und Langlebigkeit ihres Geschäfts-
betriebs zu gewährleisten. Gleichzeitig müssen sie sich mit 
den Risiken auseinandersetzen, die durch den „digitalen eisernen 
Vorhang“ entstehen, mit geopolitischen Ereignissen und 
neuen Vorschriften, durch die sich die Verfügbarkeit von Tech-
nologieangeboten schnell ändern kann. In einem solchen 
Umfeld kann die Bedeutung einer schlanken, unabhängigen 
Integrationsschicht nicht hoch genug eingeschätzt werden. 

Dank unserer Positionierung gegenüber diesen Trends haben 
wir Zugang zu adressierbaren Zielmärkten (TAM) mit einem 
signifikanten Marktvolumen. Daher steht unser Wachstum auf 
sicheren Füßen. Neueste Analysen von Gartner zeigen bis 
2024 für unseren Integrations- & API- und unseren IoT- & 
Analytics-Markt einen TAM von insgesamt 23 Milliarden 
US-Dollar. Dabei wird bis 2024 für den globalen Integrations- 
& IoT-Markt eine durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
von 10 Prozent auf einen TAM von 13,4 Milliarden US-Dollar 
und für den globalen IoT- & Analytics-Markt eine durch-
schnittliche jährliche Wachstumsrate von 26 Prozent auf 
einen TAM von 9,8 Milliarden US-Dollar erwartet.

8



Beschleunigter Unternehmensumbau
Am Beginn des Jahres 2021 sind wir in der glücklichen Lage, 
unsere Transformation auf der Basis des bisher Erreichten 
weiter vorantreiben zu können. Unsere Strategie bleibt unver-
ändert: Wir wollen den Umsatz mit Subskriptionen steigern, 
Innovationen forcieren, unsere kulturelle Transformation fort-
setzen und prüfen, wo wir durch Übernahmen unser organi-
sches Wachstum proaktiv ergänzen können. Um diese Ziele zu 
erreichen und sich bietende Chancen zu nutzen, insbesondere 
solche, die aus dem gestiegenen Volumen der aktuell gewon-
nenen Subskriptionsverträge resultieren, werden wir einen 
gewissen Teil der geplanten Ausgaben vorziehen und dieses 
Jahr den Höhepunkt der Helix-Investitionen erreichen. Ein Teil 
dieser Investitionen fließt nach dem Schadsoftware-Angriff, 
den wir im dritten Quartal 2020 erlebt haben, auch in die 
Erweiterung unserer Technologieinfrastruktur.

Die Entscheidung, Investitionen vorzuziehen, zeigt unser 
wachsendes Vertrauen in die Kraft unserer Transformation, die 
uns dabei hilft, unsere mittelfristigen Ziele zu erreichen. Wir 
bestätigen diese Ziele und erwarten bis zum Jahr 2023 einen 
Konzernumsatz von 1 Milliarde Euro, eine operative Ergebnis-
marge (EBITA, Non-IFRS) von 25 bis 30 Prozent, einen Anteil 
der wiederkehrenden Umsätze von 85 bis 90 Prozent und eine 
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate von circa 15 Prozent 
im Digital Business.

Der Vorstand und ich freuen uns darauf, mit der Software AG 
im Jahr 2021 auf diese Ziele hinzuarbeiten und unser Geschäft 
in Richtung eines nachhaltigen, profitablen und langfristigen 
Wachstums zu entwickeln.

Sanjay Brahmawar 
Vorsitzender des Vorstands
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Tagesordnung 

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 
Software AG zum 31. Dezember 2020 und des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2020 nebst 
zusammengefasstem Lagebericht, des erläuternden 
Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a, 
315a HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2020.

	� Die vorstehenden Unterlagen sowie der Gewinnverwen
dungsvorschlag des Vorstands (siehe Tagesordnungs-
punkt 2) sind von der Einberufung der Hauptversammlung 
an über die Website der Gesellschaft unter  
softwareag.com/hauptversammlung zugänglich. 
Im zusammengefassten Lagebericht sind die Berichte 
über die Lage des Konzerns und der Software AG zusammen
gefasst. Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt; 
der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1 Aktien-
gesetz (AktG) festgestellt. Eine Beschlussfassung durch 
die Hauptversammlung entfällt daher.
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2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des  
Bilanzgewinns 

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn 
für das Geschäftsjahr 2020 in Höhe von 113.763.886,95 Euro 
wie folgt zu verwenden:  

Ausschüttung einer Dividende in Höhe von 0,76 Euro je 
Namensaktie auf das dividendenberechtigte Grundkapital 
bei 73.979.889 Stück dividendenberechtigten Aktien eine  

Verteilung an die Aktionäre von� 56.224.715,64 Euro 

Gewinnvortrag� 57.539.171,31 Euro

	� Bilanzgewinn zum  
31. Dezember 2020� 113.763.886,95 Euro 

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die im 
Besitz der Gesellschaft befindlichen, nicht dividenden
berechtigten eigenen Aktien zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung durch Vorstand und Aufsichtsrat (Stichtag: 
15. März 2021).  

Die Zahl der dividendenberechtigten Aktien kann sich bis 
zum Zeitpunkt der Hauptversammlung in dem Umfang 
erhöhen oder vermindern, in dem die Gesellschaft weitere 
eigene Aktien erwirbt bzw. verwendet. In diesem Fall wird 
der Hauptversammlung bei gleichbleibendem Dividenden-
betrag je dividendenberechtigter Stückaktie ein angepasster 
Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.

11



3.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäfts
jahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlas-
tung für das Geschäftsjahr 2020 zu erteilen. 

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäfts-
jahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Ent-
lastung für das Geschäftsjahr 2020 zu erteilen. 

5.	� Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021 

	� Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses 
schlägt der Aufsichtsrat vor, die BDO AG Wirtschafts
prüfungsgesellschaft, Hamburg,

	 a)	� zum Abschlussprüfer der Gesellschaft und des 
Konzerns für das Geschäftsjahr 2021 und

	 b)	� zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht 
des Halbjahresfinanzberichts für das Geschäftsjahr 
2021 zu wählen. 
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6.	� Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungs-
systems für die Vorstandsmitglieder 

	� Durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärs-
rechterichtlinie (ARUG II) wurde ein neuer § 120a AktG 
eingeführt. § 120a Absatz 1 AktG sieht vor, dass die Haupt-
versammlung börsennotierter Gesellschaften bei jeder 
wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre, 
über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergü-
tungssystems für die Vorstandsmitglieder beschließt. Der 
Personalausschuss und der Aufsichtsrat der Software AG 
haben sich im Geschäftsjahr 2020 intensiv mit dem Vergü-
tungssystem seiner Vorstände befasst und Veränderungen 
zum 1. Januar 2021 vorgenommen. Durch diese Verände-
rungen wird Konformität mit dem Deutschen Corporate 
Governance Kodex (DCGK) sowie dem AktG in Fassung des 
Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie vom 12. Dezember 2019 sichergestellt. 
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Hervorzuheben sind insbesondere nachstehende Änderungen:

Anforderungen Bisheriges System Änderungen

§ 87 AktG
[...] Die Vergütungsstruktur ist [...] auf eine 
nachhaltige und langfristige Entwick-
lung der Gesellschaft auszurichten. [...]

Keine Nachhaltigkeitsziele 
(ESG) berücksichtigt

ESG-Ziel (Environmental, Social and Governance) in den STI  
einbezogen

§ 87a AktG
Dieses Vergütungssystem enthält […] die 
Festlegung einer Maximalvergütung der 
Vorstandsmitglieder.

Für die variablen Ver
gütungskomponenten sind 
keine betragsmäßigen, 
sondern prozentuale 
Höchstgrenzen festgelegt, 
aus denen eine betrags
mäßige Höchstgrenze 
berechnet werden kann. 
Eine explizit betragsmäßige 
Höchstgrenze für die 
Gesamtvergütung ist  
nicht festgesetzt.

Festlegung einer individuellen Maximalvergütung für die Vorstands
mitglieder. In diesem Zusammenhang wird die maximale Auszahlung 
aus dem Long-Term Incentive Plan (LIP) auf 200 Prozent des Ziel
betrags begrenzt. 

Die Maximalvergütung beträgt für den Vorstandsvorsitzenden 
5.900.000 Euro und für die ordentlichen Vorstandsmitglieder jeweils 
2.900.000 Euro. 

Darüber hinaus wird die Altersversorgung auf eine jährliche Barzahlung 
umgestellt und auf ein Niveau reduziert, das eine marktgerechte Maxi-
malvergütung gewährleistet. 

G.10 DCGK: [...] Über die langfristig 
variablen Gewährungsbeträge soll das 
Vorstandsmitglied erst nach vier Jahren 
verfügen können.

LTI-Laufzeit kürzer als im 
DCGK empfohlen

Laufzeit der LTI-Programme auf vier Jahre verlängert

G.11 DCGK: In begründeten Fällen soll 
eine variable Vergütung einbehalten oder 
zurückgefordert werden können.

Vergütungssystem enthält 
keine Clawback- oder 
Malus-Klauseln

Aufnahme von Malus- und Clawback-Klauseln in die Dienstverträge

G.14 DCGK: Zusagen für Leistungen aus 
Anlass der vorzeitigen Beendigung des 
Anstellungsvertrags durch das Vorstands-
mitglied infolge eines Kontrollwechsels 
(Change of Control) sollten nicht verein-
bart werden.

Dienstverträge enthalten 
Zusagen im Falle eines 
Kontrollwechsels

Zusagen im Falle eines Kontrollwechsels werden aus Dienstverträgen 
gestrichen

Markt-/Investoren-/Proxy-Advisor-
Anforderung: Vorstandsmitglieder  
sollten in erheblichem Umfang in Aktien 
des Unternehmens investieren.

Keine Aktienhalte
verpflichtungen

Vorstandsmitglieder sind verpflichtet, 100 Prozent eines Netto-Jahres-
gehalts in Aktien der Software AG zu halten (nach einer Aufbauphase 
von vier Jahren).

Diversity & Inclusion (D&I) - Anforderung: 
Vergleichbare Positionen sollten eine  
gleiche oder vergleichbare Vergütung 
erhalten.

Frau Dr. Franks Zielgesamt
vergütung als CHRO ist 
ungefähr 250.000 Euro 
niedriger als Herrn Dr.  
Heidens Zielgesamtver
gütung als CFO.

Aufgrund der erweiterten Verantwortung und der mittlerweile erworbe-
nen Erfahrung in einer Vorstandsposition, erhielt Frau Dr Frank mit dem 
neuen Vorstandsvergütungssystem ein Angebot zur Angleichung an 
das Gehalt des CFO, rückwirkend zum 1.1.2021.
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das Gehalt des CFO, rückwirkend zum 1.1.2021.
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	� Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung 
seines Personalausschusses – vor, das nachfolgende, vom 
Aufsichtsrat mit Wirkung zum 1. Januar 2021 beschlossene 
Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder zu billigen:

a)	 Grundzüge des Vergütungssystems
	� Das Vorstandsvergütungssystem („Vergütungssystem“) 

wurde einfach, verständlich und klar ausgestaltet. Es ent-
spricht den Vorgaben des Aktiengesetzes in Fassung des 
Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie vom 12. Dezember 2019 (Bundesgesetzblatt Teil I 
2019, Nr. 50 vom 19. Dezember 2019; ARUG II).  

Das Vergütungssystem gilt für alle potenziellen Vertrags-
verlängerungen und neu abzuschließenden Dienstverträge 
mit Vorstandsmitgliedern ab dem 1. Januar 2021. Für 
laufende Verträge handelt es sich um individuelle ver-
tragsrechtliche Anpassungen, welche der Zustimmung 
des Vorstandsmitglieds bedürfen. 

b)	 Das Vergütungssystem im Detail
(1)	� Festlegung der Maximalvergütung  

(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AktG)
�Die für ein Geschäftsjahr zu gewährende Gesamtver
gütung (Summe aller für das betreffende Geschäftsjahr 
aufgewendeten Vergütungsbeträge einschließlich festen 
Jahresgehalts, variabler Vergütungsbestandteile, Ver
sorgungsaufwands für die betriebliche Altersversorgung 
und Nebenleistungen) der Vorstandsmitglieder – unab-
hängig davon, ob sie in diesem Geschäftsjahr oder zu 
einem späteren Zeitpunkt ausbezahlt wird – ist nach 
oben absolut begrenzt („Maximalvergütung“). 

Die Maximalvergütung beträgt für den Vorstandsvorsitzenden 
5.900.000 Euro und für die ordentlichen Vorstandsmit-
glieder jeweils 2.900.000 Euro. 

Übersteigt die für ein Geschäftsjahr berechnete Gesamtver
gütung die Maximalvergütung, wird der Auszahlungsbetrag 
aus dem LTI so weit gekürzt, dass die Maximalvergütung 
eingehalten wird. Falls erforderlich, kann der Aufsichtsrat 
nach pflichtgemäßem Ermessen andere Vergütungs
komponenten kürzen oder die Rückerstattung bereits 
gewährter Vergütung verlangen. 
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Unabhängig von der festgesetzten Maximalvergütung sind 
zudem die Auszahlungsbeträge der einzelnen variablen 
Vergütungsbestandteile betragsmäßig begrenzt.

(2)	 �Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäfts-
strategie und zur langfristigen Entwicklung der 
Software AG (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AktG) 
�Das Vergütungssystem fördert die Geschäftsstrategie 
sowie die langfristigen Interessen der Software AG und 
trägt damit zur langfristigen Entwicklung der Software AG 
bei. Die Stärkung eines profitablen und nachhaltigen 
Wachstums der Geschäftsbereiche der Software AG steht 
dabei im Fokus und liegt der Ausgestaltung des Ver
gütungssystems der Vorstandsmitglieder zugrunde. 

�Hierbei trägt das Vergütungssystem mit unterschiedlichen 
an der Profitabilität (durch die Gewinnmarge), dem Unter-
nehmenswachstum (durch den Umsatz und die Entwicklung 
des Annual Recurring Revenue), der Unternehmenswert
entwicklung (durch den Aktienkurs) und der ökologischen 
und sozialen Nachhaltigkeit (durch die ESG-Ziele) ausgerich-
teten Zielen Rechnung. Diese Ziele beinhalten insbesondere 
die in der Helix-Strategie festgesetzten langfristigen Ziele. 
Die genutzten finanziellen und nichtfinanziellen Kenngrößen 
haben dabei unterschiedliche, aber häufig mehrjährige 
Laufzeiten, um den strategischen Erfolg des Unternehmens 
nachhaltig zu unterstützen. Besondere Aufmerksamkeit 
wird dabei auf eine möglichst hohe Kongruenz zwischen 
den Interessen und Erwartungen der Aktionäre und der 
Vorstandsvergütung gelegt.

(3)	� Überblick über alle festen und variablen Vergütungs
bestandteile und ihren jeweiligen relativen Anteil an 
der Vergütung (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AktG)
�Das veränderte Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder 
der Software AG setzt sich aus festen und variablen Ver-
gütungsbestandteilen zusammen. Die feste erfolgsunab-
hängige Vergütung umfasst das feste Jahresgehalt, die 
betriebliche Altersversorgung sowie Nebenleistungen. 
Die variable erfolgsabhängige Vergütung umfasst den 
einjährigen Short-Term Incentive sowie den mehrjährigen 
Long-Term Incentive. Der Long-Term Incentive umfasst 
seinerseits das Performance-Phantom-Share (PPS)-Pro-
gramm sowie den Long-Term Incentive Plan (LIP). 
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Der Anteil des Long-Term Incentives an der Gesamtver
gütung übersteigt den Anteil des Short-Term Incentives. 
Dies gilt sowohl für die Zielgesamtvergütung als auch 
für die Maximalgesamtvergütung. 

	 i.		� Bestimmung der Ziel-Gesamtvergütung und  
relativer Anteil der Vergütungsbestandteile an der 
Ziel-Gesamtvergütung
Der Aufsichtsrat bestimmt für die einzelnen Vorstands-
mitglieder eine Ziel-Gesamtvergütung. Die Ziel-Gesamt-
vergütung setzt sich aus der Summe aller für die 
Gesamtvergütung maßgeblichen Vergütungsbestand-
teile zusammen. Für STI und LTI sind dabei jeweils die 
Zielbeträge bei einer Zielerfüllung von 100 Prozent 
(„Zielbeträge der variablen Vergütungsbestandteile“) 
der Budgetwerte maßgeblich. Der Aufsichtsrat über-
prüft für jedes Geschäftsjahr die Zielbeträge der variablen 
Vergütungsbestandteile. Dabei beschließt der Auf-
sichtsrat auf Grundlage der Ergebnisfeststellungen der 
vorausgegangenen Geschäftsjahre im Rahmen der 
Budgetplanung für das laufende Geschäftsjahr, welche 
Ziele die Gesellschaft und die Vorstandsmitglieder in 
Bezug auf die unter (4) angegebenen Leistungskriterien 
erreichen soll. 

�Für das Geschäftsjahr 2021 liegt beim Vorstandsvor
sitzenden der Anteil der festen Vergütung (festes Jahres
gehalt, Versorgungsaufwand für die betriebliche 
Altersversorgung und Nebenleistungen) bei ungefähr 
32 Prozent der Ziel-Gesamtvergütung und der Anteil 
der variablen Vergütung bei ungefähr 68 Prozent der 
Ziel-Gesamtvergütung. Dabei beträgt der Anteil des 
STI (Zielbetrag) ungefähr 25 Prozent der Ziel-Gesamt-
vergütung und der Anteil des LTI (Zielbetrag) ungefähr 
43 Prozent der Ziel-Gesamtvergütung. Bei den ordent-
lichen Vorstandsmitgliedern liegt im Geschäftsjahr 
2021 der Anteil der festen Vergütung (festes Jahres
gehalt, Versorgungsaufwand für die betriebliche Alters
versorgung und Nebenleistungen) zwischen ungefähr 
38 Prozent und ungefähr 40 Prozent der Ziel-Gesamt
vergütung und der Anteil der variablen Vergütung 
zwischen ungefähr 60 Prozent und ungefähr 62 Prozent 
der Ziel-Gesamtvergütung. Dabei beträgt der Anteil 
des STI (Zielbetrag) zwischen ungefähr 16 Prozent und 
ungefähr 20 Prozent der Ziel-Gesamtvergütung und 
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der Anteil des LTI (Zielbetrag) zwischen ungefähr 
42 Prozent und ungefähr 44 Prozent der Ziel-Gesamt-
vergütung. 

�Für den Vorstandsvorsitzenden liegt der Anteil des 
STI (Zielbetrag) an der variablen Ziel-Vergütung bei unge-
fähr 37 Prozent, der Anteil des LTI (Zielbetrag) liegt bei 
ungefähr 63 Prozent der variablen Ziel-Vergütung. Für die 
ordentlichen Vorstandsmitglieder liegt der Anteil des STI 
(Zielbetrag) an der variablen Ziel-Vergütung zwischen 
ungefähr 27 Prozent und ungefähr 32 Prozent, der Anteil 
des LTI (Zielbetrag) liegt zwischen ungefähr 68 Prozent 
und ungefähr 73 Prozent der variablen Ziel-Vergütung. 

	 ii.	� Feste Vergütungsbestandteile 
Die feste erfolgsunabhängige Vergütung setzt sich 
aus dem festen Jahresgrundgehalt, der betrieblichen 
Altersversorgung und den Nebenleistungen zusammen.

	 a.	 �Festes Jahresgehalt  

Die Vorstandsmitglieder erhalten ein festes Jahres
gehalt. Das feste Jahresgehalt wird in zwölf gleichen 
Raten ausgezahlt. Die Höhe des festen Jahresgehalts 
orientiert sich an den Aufgaben und der strategischen 
und operativen Verantwortung des einzelnen Vor-
standsmitglieds.

	 b.	� Betriebliche Altersversorgung  

Die Vorstände mit Wohnsitz in Deutschland erhalten 
zur Unterstützung der privaten Altersvorsorge eine 
zusätzliche jährliche Barzahlung. Die Zahlung beträgt 
für den CEO 250.000 Euro und für die ordentlichen 
Vorstandsmitglieder 150.000 Euro. 

	 c.	� Nebenleistungen 

Die Nebenleistungen bestehen aus der Bereitstellung 
eines angemessenen Dienstwagens zur beruflichen 
und privaten Nutzung oder alternativ aus einer monat-
lichen Dienstwagenpauschale und der Abdeckung 
durch die Gruppenunfallversicherung. Darüber hinaus 
sind die Vorstandsmitglieder in die D&O-Versicherung 
der Software AG einbezogen.
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	 iii.	� Variable Vergütungsbestandteile
Die variable Vergütung setzt sich aus einer kurzfristigen 
(STI) und zwei langfristigen Komponenten (LTI) zusam-
men. Die langfristigen Komponenten bestehen aus 
dem Performance-Phantom-Share-Programm (PPS) 
und dem Long-Term Incentive Plan (LIP). Die variable 
Vergütung bemisst sich an den Aufgaben und der 
strategischen und operativen Verantwortung der Vor-
standsmitglieder sowie an den kurz- und langfristigen 
Ergebnissen des Unternehmens. Die Auszahlungs
höhen bemessen sich an der Erreichung von Leistungs
zielen des Unternehmens. 

	 a.	� Short-Term Incentive (kurzfristige Komponente)  

Die kurzfristig variable Vergütung der Vorstandsmitglieder 
orientiert sich am finanziellen und nichtfinanziellen 
Ergebnis des jeweiligen Geschäftsjahres. Sie ist dabei 
im Geschäftsjahr 2021 zu 70 Prozent von finanziellen 
Unternehmenszielen, zu 20 Prozent von individuellen 
finanziellen oder nichtfinanziellen Zielen der jeweiligen 
Vorstände und zu 10 Prozent von ESG-Zielen abhängig, 
die individuell oder für alle Vorstände gemeinsam 
definiert werden können. Der Short-Term Incentive ist 
nur bei Überschreiten bzw. Erreichen bestimmter 
Schwellenwerte zu zahlen.  

Der Auszahlungsbetrag für den Short-Term Incentive 
ist auf 200 Prozent des Zielbetrags (Auszahlungscap) 
begrenzt. 

Die Zielerreichung wird jedes Jahr vor Auszahlung des 
STI vom Aufsichtsrat festgelegt. Aus der jeweiligen 
Zielerreichung der finanziellen, individuellen und ESG-
Ziele sowie der angegebenen Gewichtung der Ziele 
errechnet sich die durchschnittliche Zielerreichung. 
Nähere Informationen zu den Leistungskriterien sind 
unter (4) dargestellt. Der Auszahlungsbetrag entspricht 
grundsätzlich dem Zielbetrag multipliziert mit der durch-
schnittlichen Zielerreichung. Bei einer Zielerreichung 
über 100 Prozent wird jedoch ein Drittel der Zielüberer-
füllung nicht direkt ausgezahlt, sondern in das PPS-
Programm (siehe b.) übertragen (siehe Abbildung 1).  

20



Beginnt oder endet der Dienstvertrag in einem laufenden 
Gewährungsgeschäftsjahr, wird der Auszahlungsbetrag 
pro rata temporis im Verhältnis zum Geschäftsjahr 
gekürzt.  

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, im Fall von außerge-
wöhnlichen Ereignissen oder Entwicklungen, zum 
Beispiel bei der Akquisition oder der Veräußerung eines 
Unternehmensteils, die Planbedingungen des STI vor-
übergehend in angemessenem Rahmen sachgerecht 
anzupassen. Allgemeine ungünstige Marktentwicklungen 
erfüllen hierbei nicht den Sachverhalt außergewöhnlicher 
Ereignisse oder Entwicklungen. Entsprechendes gilt, 
wenn Änderungen der für die Gesellschaft anzuwen-
denden Rechnungslegungsvorschriften wesentliche 
Auswirkungen auf die für die Berechnung des STI maß-
geblichen Parameter haben sowie für den Fall, dass 
ein Geschäftsjahr weniger als zwölf Monate umfasst 
(Rumpfgeschäftsjahr).

	 b.	� Performance-Phantom-Share(PPS)-Programm 

Die langfristig variable Vergütung der Vorstandsmit-
glieder im Rahmen des PPS-Programms ist auf das 
nachhaltige Wachstum des Unternehmens ausgerichtet. 
Die Vergütung wird den Vorstandsmitgliedern der 
Software AG jährlich aktienbasiert in Form von Perfor-
mance Phantom Shares gewährt. 

Jede Tranche hat eine Laufzeit von vier in die Zukunft 
gerichteten Jahren.  

Durch-
schnittliche 

Ziel
erreichung 
(0–200 %)

Zielbetrag 
des jeweiligen 

Vorstands
mitglieds

Auszahlung 
Short-Term 

Incentive
(abzüglich 1/3 
der Zielüber

erfüllung)

× =

70 %  
Finanzielle 

Ziele

20 %  
Individuelle 

Ziele

10 %  
ESG-Ziele

Abbildung 1
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Der Gewährungsbetrag für das PPS-Programm be
stimmt sich aus dem Produkt des jährlichen individu-
ellen Zielbetrags des jeweiligen Vorstandsmitglieds 
und der Zielerreichung der STI-Ziele. Zum Zeitpunkt 
der Gewährung des PPS-Programms wird der Gewäh-
rungsbetrag für das PPS-Programm zuzüglich des aus 
dem STI übertragenen Betrags je Vorstandsmitglied 
auf Grundlage des Referenzkurses der Software AG-
Aktie in virtuelle Aktien des Unternehmens (Perfor-
mance Phantom Shares) umgewandelt und den jewei
ligen Vorstandsmitgliedern als Rechengröße zugeteilt. 
Der Referenzkurs bestimmt sich aus dem Durch-
schnittskurs der Software AG-Aktie im der Gewährung 
vorangehenden Februar, abzüglich 10 Prozent. 

Nach Ablauf der vierjährigen Laufzeit findet ein Bar-
ausgleich auf Basis des Durchschnittskurses der 
Software AG-Aktie im Februar zum Ende der Laufzeit 
statt (siehe Abbildung 2). Der Auszahlungsbetrag aus 
dem PPS-Programm ist auf 200 Prozent des Ziel
betrags begrenzt.

Endet der Dienstvertrag aus persönlichen Beweg
gründen des Vorstandsmitgliedes in einem laufenden 
Geschäftsjahr, verfallen alle Auszahlungsbeträge der 
gewährten und zu gewährenden Tranchen außer 
laufenden Tranchen, die im Folgejahr zur Auszahlung 
gekommen wären. 

Sämtliche Ansprüche auf das PPS-Programm aus 
einem laufenden Geschäftsjahr sowie noch nicht fällige 
Ansprüche aus den Vorjahren verfallen ersatz- und 
entschädigungslos, wenn der Dienstvertrag des Vor-
standsmitglieds durch außerordentliche Kündigung der 
Gesellschaft aus einem wichtigen Grund nach § 626 BGB 
endet. 

Zu Beginn zugeteilte 
Performance 

Phantom Shares

Durch- 
schnitts- 
kurs der 

Software AG- 
Aktie

Auszahlung 
PPS- 

Programm
× =

Abbildung 2
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Der Aufsichtsrat ist berechtigt, im Fall von außerge-
wöhnlichen Ereignissen oder Entwicklungen, zum 
Beispiel bei der Akquisition oder der Veräußerung eines 
Unternehmensteils, die Planbedingungen des PPS-
Programms vorübergehend in angemessenem Rahmen 
sachgerecht anzupassen. Allgemeine ungünstige Markt
entwicklungen erfüllen hierbei nicht den Sachverhalt 
außergewöhnlicher Ereignisse oder Entwicklungen. Ent-
sprechendes gilt, wenn Änderungen der für die Gesell-
schaft anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften 
wesentliche Auswirkungen auf die für die Berechnung 
des PPS-Programms maßgeblichen Parameter haben 
sowie für den Fall, dass ein Geschäftsjahr weniger als 
zwölf Monate umfasst (Rumpfgeschäftsjahr).

	 c.	� Long-Term Incentive Plan (LIP) 

Die langfristig variable Vergütung der Vorstandsmit-
glieder im Rahmen des Long-Term Incentive Plan (LIP) 
ist auf das nachhaltige Wachstum des Unternehmens 
ausgerichtet. Das LIP-Programm ersetzt hierbei den 
bisher gewährten und ebenfalls langfristig orientierten 
Management Incentive Plan (MIP). Die Vergütung wird 
den Vorstandsmitgliedern der Software AG jährlich in 
Form von virtuellen Aktienoptionen ausgezahlt. 

Jede Tranche hat eine Laufzeit von vier in die Zukunft 
gerichteten Jahren.  

�Der LIP besteht aus zwei gleich gewichteten Teilen. 
Zum Zeitpunkt der Gewährung des LIP wird der jähr
liche individuelle Zielbetrag für den LIP je Vorstands-
mitglied zu je 50 Prozent in virtuelle Aktienoptionen für 
Teil 1 und Teil 2 des LIP umgewandelt und den jeweili-
gen Vorstandsmitgliedern als Rechengröße zugeteilt. 
Hierbei werden auf Basis der Fair-Value-Berechnung 
virtuelle Aktienoptionen für Teil 1 und Teil 2 ausgegeben, 
die mit ihren Erwartungswerten zu jeweils 50 Prozent 
dem individuellen Zielbetrag des jeweiligen Vorstands-
mitglieds entsprechen. 

Die Anzahl der virtuellen Optionen zum Ablauf der vier-
jährigen Laufzeit wird durch die zugeteilte Anzahl und 
die Zielerreichungsfaktoren bestimmt.  
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Für Teil 1 des LIP ergibt sich der Zielerreichungsfaktor 
aus der Outperformance der Software AG-Aktie im Ver-
gleich zum MDAX. Die Outperformance wird berechnet 
als Differenz aus Wertsteigerung der Software AG-Aktie 
und Wertsteigerung des MDAX-Preisindex, jeweils 
über die vierjährige Laufzeit der LIP-Tranche. Der Ziel
erreichungsfaktor beträgt im Minimum 0 bei einer Out-
performance unter 0 Prozent. Der Zielerreichungsfaktor 
erreicht sein Maximum von 2 bei einer Outperformance 
von mindestens 20 Prozent. Zwischen Minimal- und 
Maximalwert wächst der Zielerreichungsfaktor anhand 
der in Abbildung 3 festgelegten Logik. Der Wert je Option 
für Teil 1 wird berechnet als Produkt von Outperformance 
und Ausgangspreis der Software AG-Aktie (siehe 
Abbildung 4). Die Auszahlung für Teil 1 des LIP ist auf 
200 Prozent des Zielbetrags für Teil 1 begrenzt.

Zielerreichungsfaktor

		  Outperformance ≥ 20 % 200 %

20 % >	Outperformance ≥ 18 % 190 %

18 % >	Outperformance ≥ 16 % 180 %

16 % >	 Outperformance ≥ 14 % 170 %

14 % >	 Outperformance ≥ 12 % 160 %

12 % >	 Outperformance ≥ 10 % 150 %

10 % >	Outperformance ≥ 8 % 140 %

	 8 % >	Outperformance ≥ 6 % 130 %

	 6 % >	Outperformance ≥ 4 % 120 %

	 4 % >	Outperformance ≥ 2 % 110 %

	 2 % >	 Outperformance ≥ 0 % 100 %

	 0 % >	Outperformance 0 %

Abbildung 3

			�   Für Teil 2 des LIP ergibt sich der Zielerreichungsfaktor 
aus der durchschnittlichen Zielerreichung der Ziele 
für Umsatz-, Gewinn-Marge und Annual Recurring 
Revenue („ARR“). Für jedes Ziel legt der Aufsichtsrat 
jährlich eine minimale Zielerreichung („Schwellenwert“), 
einen Zielwert und eine maximale Zielerreichung 
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(„Maximalwert“) für die nächsten vier Geschäftsjahre 
fest. Unterhalb des Schwellenwertes beträgt die Ziel
erreichung 0 Prozent. Am Zielwert beträgt die Ziel
erreichung 100 Prozent. Oberhalb des Maximalwerts 
beträgt die Zielerreichung 200 Prozent. Zwischen 
Schwellen- und Zielwert sowie zwischen Ziel- und 
Maximalwert wird linear interpoliert. Die Zielerreichung 
ist dadurch je Ziel und insgesamt auf 0–200 Prozent 
begrenzt. Bei der Bestimmung der durchschnittlichen 
Zielerreichung werden die drei Ziele im Geschäftsjahr 
mit je 1/3 gleich gewichtet. Der Wert je Option für Teil 2 
berechnet sich als Wertsteigerung der Software AG-
Aktie von Beginn bis Ende der Laufzeit der LIP-Tranche 
(siehe Abbildung 4). Die Auszahlung für Teil 2 des LIP 
ist auf 200 Prozent des Zielbetrags für Teil 2 begrenzt. 

Nähere Informationen zu den Leistungskriterien sind 
unter (4) dargestellt. 

Beginnt oder endet der Dienstvertrag in einem laufenden 
Gewährungsgeschäftsjahr, wird der Auszahlungsbetrag 
pro rata temporis im Verhältnis zum Geschäftsjahr 
gekürzt.  

Sämtliche Ansprüche auf den LIP aus einem laufenden 
Geschäftsjahr verfallen ersatz- und entschädigungslos, 
wenn der Dienstvertrag des Vorstandsmitglieds durch 
außerordentliche Kündigung der Gesellschaft aus 
einem wichtigen Grund nach § 626 BGB endet. 

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, im Fall von außer
gewöhnlichen Ereignissen oder Entwicklungen, zum 
Beispiel bei der Akquisition oder der Veräußerung eines 
Unternehmensteils, die Planbedingungen des LIP vor-
übergehend in angemessenem Rahmen sachgerecht 
anzupassen. Allgemeine ungünstige Marktentwick-
lungen erfüllen hierbei nicht den Sachverhalt eines 
außergewöhnlichen Ereignisses oder einer außerge-
wöhnlichen Entwicklung. Entsprechendes gilt, wenn 
Änderungen der für die Gesellschaft anzuwendenden 
Rechnungslegungsvorschriften wesentliche Aus
wirkungen auf die für die Berechnung des LIP maß-
geblichen Parameter haben sowie für den Fall, dass 
ein Geschäftsjahr weniger als zwölf Monate umfasst 
(Rumpfgeschäftsjahr).
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	 iv.	� Aktienhalteverpflichtung  
(„Share Ownership Guidelines“)
Die Mitglieder des Vorstands sind zudem vertraglich 
verpflichtet, im Rahmen der Share Ownership Guide-
lines nach Ablauf einer vierjährigen Aufbauphase 
Software AG-Aktien im Wert eines festen Netto-Jahres
gehalts dauerhaft während ihrer Amtszeit zu halten.  
Die Einhaltung dieser Verpflichtung ist erstmalig nach 
der vierjährigen Aufbauphase und danach jährlich 
nachzuweisen. Sinkt der Wert des aufgebauten Aktien-
bestands der Software AG-Aktie unter den jeweils 
nachzuweisenden Betrag, ist das Vorstandsmitglied 
zum Nacherwerb verpflichtet.

Anzahl 
zugeteilte Optionen 

LIP Teil 1

Anzahl 
 zugeteilte Optionen 

LIP Teil 2

Ziel- 
erreichungs- 

faktor 
(0–200 %)

Durchschnittliche 
Zielerreichung Umsatz-, 

Gewinn-Marge- und 
ARR-Ziele (0–200 %)

Realisierter 
Wert je Option 

(Ausgangskurs × 
Outperformance)

Realisierter 
Wert je Option  

(Software AG-Endkurs – 
Software AG-Ausgangskurs)

Auszahlung 
LIP Teil 1

Auszahlung 
LIP Teil 2

× ×

× ×

= =

Abbildung 4
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(4)	� Leistungskriterien für die Gewährung variabler 
Vergütungsbestandteile (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 4 AktG)
Die genannten finanziellen und nichtfinanziellen Leistungs-
kriterien tragen zur Förderung der Geschäftsstrategie und 
zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei. Ihre Ziel
erreichung wird wie nachstehend beschrieben gemessen: 

Die variablen Vergütungsbestandteile sind so gestaltet, dass 
ein angemessenes Anreizsystem zur Umsetzung der Unter-
nehmensstrategie und einer nachhaltigen Wertschöpfung 
und -steigerung geschaffen wird. Besondere Aufmerksam-
keit wird dabei auf eine möglichst hohe Kongruenz zwischen 
den Interessen und Erwartungen der Aktionäre und der 
Vorstandsvergütung gelegt. Die variable Vergütung ist an 
das Ziel der nachhaltigen Steigerung des Unternehmens-
werts gebunden und besteht daher aus einer kurz- und 
einer langfristigen variablen Komponente. Das vom Auf-
sichtsrat entwickelte Vergütungsmodell bietet ein hohes 
Maß an Transparenz, indem es die Erfolgsgrößen mit klar 
definierten Indikatoren für Ertrag, Wertschöpfung und 
nachhaltige Entwicklung verknüpft. Die nachhaltige 
Geschäftsausrichtung sowie die soziale und ökologische 
Verantwortung der Software AG spiegeln sich hierbei auch 
in sogenannten ESG-Zielen wider, die der variablen Ver
gütung des Vorstands ebenfalls zugrunde liegen. Das Ziel 
der Aktienhalteverpflichtung und der durchgehend aktien
basierten LTI ist es, das Handeln der Vorstandsmitglieder 
auf die langfristige und nachhaltige Wertschöpfung des 
Unternehmens auszurichten und die Übereinstimmung 
zwischen Aktionärs- und Vorstandsinteressen weiter zu 
stärken. 

Der Aufsichtsrat legt die Leistungskriterien für den STI und 
den LTI verbindlich für das bevorstehende Geschäftsjahr 
fest. Die jeweiligen Auszahlungsbeträge werden nach 
Ablauf des Geschäftsjahres anhand der Zielerreichungen 
berechnet. Der Aufsichtsrat hat nur im Fall von außerge-
wöhnlichen Ereignissen die Möglichkeit, die Bedingungen 
des STI und des LTI in angemessenem Rahmen sachge-
recht anzupassen; im Übrigen hat der Aufsichtsrat keinen 
Ermessensspielraum bei der Festlegung der Auszahlungs-
beträge aus STI und LTI.
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	 i.		� Short-Term Incentive
Die relevanten finanziellen und nichtfinanziellen Leis-
tungskriterien zur Berechnung des Auszahlungsbetrags 
des STI sind vom Aufsichtsrat gewählte und jährlich 
für das Gewährungsjahr zu bestimmende finanzielle, 
individuelle sowie ESG-Ziele.  

Als finanzielle Ziele dienen im Geschäftsjahr 2021 die 
an den Kapitalmarkt kommunizierten Umsatz- und 
Ergebnisziele. Als individuelle Ziele sind mit jedem 
Vorstandsmitglied unterschiedliche quantitative oder 
qualitative Ziele aus dem jeweiligen Verantwortungs-
bereich des Vorstandsmitglieds vereinbart, die der 
mittel- bis langfristigen strategischen Unternehmens
entwicklung dienen. Die individuellen Ziele können unter 
anderem die Umsetzung von Umsatz- und Wachs-
tumszielen, der Unternehmensstrategie oder eines 
nachhaltigen Wirtschaftens (zum Beispiel im Bereich 
Diversity, Nachfolgeplanung, Innovationsleistung) im 
Geschäftsbereich des jeweiligen Vorstands unterstützen.  

Unter ESG-Zielen versteht man Ziele, die sich auf 
Umwelt (Environmental), Soziales (Social) und verant-
wortungsvolle Unternehmensführung (Governance) 
beziehen. Der Aufsichtsrat legt für das bevorstehende 
Geschäftsjahr die ESG-Leistungskriterien und die 
Methoden zur Leistungsmessung fest. Die möglichen 
Leistungskriterien setzen sich zum Beispiel aus ESG-
Ratings, Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterzufriedenheit, 
Arbeitsschutz (Gesundheit und Sicherheit) zusammen. 
Die Gesamtzielerreichung für die ESG-Performance 
ergibt sich aus dem Durchschnitt der Zielerreichung 
der einzelnen ESG-Leistungskriterien.  

Der Aufsichtsrat legt für das bevorstehende Gewäh-
rungsjahr die Ziele für den STI, ihre Gewichtung sowie 
Kriterien zur Bemessung der Zielerreichung fest. 
Wie unter (3)iii.a. beschrieben, wird die Zielerreichung 
jedes Jahr vor Auszahlung des STI vom Aufsichtsrat 
festgelegt. Aus der jeweiligen Zielerreichung für finan-
zielle, individuelle und ESG-Ziele sowie der Gewichtung 
der Ziele errechnet sich die durchschnittliche Zieler-
reichung. Der Auszahlungsbetrag entspricht dem 
Zielbetrag multipliziert mit der durchschnittlichen 
Zielerreichung. Bei einer Gesamtzielerreichung von 
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100 Prozent entspricht der Auszahlungsbetrag dem 
Zielbetrag. Bei einer Gesamtzielerreichung von 0 Pro-
zent wird keine Auszahlung geleistet („Schwellenwert“). 
Bei einer Gesamtzielerreichung von 200 Prozent oder 
mehr erfolgt eine Auszahlung von 200 Prozent des 
Zielbetrags („Maximalwert“). Zwischen dem Schwellen-
wert und dem Zielwert sowie zwischen dem Zielwert 
und Maximalwert wird jeweils linear interpoliert. Ein 
Drittel der Übererfüllung über 100 Prozent wird nicht in 
bar ausbezahlt, sondern in Performance-Phantom-
Shares (PPS) angelegt und erst zu einem späteren 
Zeitpunkt unter Berücksichtigung der zukünftigen 
Aktienkursentwicklung ausbezahlt.

	 ii.	� Long-Term Incentive
Die relevanten Erfolgsgrößen zur Berechnung des 
Auszahlungsbetrags des LTI sind im Geschäftsjahr 
2021 die Entwicklung des Software AG-Aktienkurses 
zwischen Gewährung und Auszahlung, die relative 
Entwicklung im Vergleich zum MDAX, der Umsatz, die 
Gewinn-Marge, die jährlich wiederkehrenden Einnah-
men (ARR) zum Ende der Laufzeit sowie die Ziele für 
den Short-Term Incentive (siehe i.). Die Berücksichti-
gung der Aktienpreisentwicklung betont den Fokus auf 
die langfristige und nachhaltige Wertschöpfung des 
Unternehmens und verstärkt die Übereinstimmung 
zwischen Aktionärs- und Vorstandsinteressen. Die 
Berücksichtigung der Gewinn-Marge unterstützt die 
langfristige Rentabilität und Profitabilität des Unterneh-
mens und verstärkt somit die dauerhafte Umsetzung 
der Unternehmensstrategie. Der Long-Term Incentive 
wird in zwei parallel laufenden Systemen gewährt. 

	 a.	� Performance-Phantom-Share(PPS)-Programm 

Das relevante Leistungskriterium für das PPS-Programm 
sind im Geschäftsjahr 2021 die Ziele für den STI sowie 
die Entwicklung des Software AG-Aktienkurses. Die 
Zielerreichung des STI bestimmt den Gewährungs
betrag. Zum Zeitpunkt der Gewährung des LTI wird der 
Gewährungsbetrag je Vorstandsmitglied für das PPS-
Programm auf Grundlage des Anfangsreferenzkurses 
der Software AG-Aktie in virtuelle Aktien des Unter-
nehmens (Performance Phantom Shares) umgewan-
delt und den jeweiligen Vorstandsmitgliedern als 
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Rechengröße zugeteilt. Der Referenzkurs bestimmt 
sich aus dem Durchschnittskurs der Software AG-Aktie 
im der Gewährung vorangehenden Februar, abzüglich 
10 Prozent. Das Ziel dieses Kriteriums ist die nach
haltige Entwicklung der Software AG-Aktien sowie die 
Stärkung der Übereinstimmung zwischen Aktionärs- 
und Vorstandsinteressen und die Bindung der Vor-
standsmitglieder an das Unternehmen. Nach Ablauf 
der vierjährigen Laufzeit findet ein Barausgleich auf 
Basis des Durchschnittskurses der Software AG-Aktie 
im Februar zum Ende der Laufzeit statt (siehe Abbil-
dung 2). Der Auszahlungsbetrag aus dem PPS-Pro-
gramm ist auf 200 Prozent des Zielbetrags begrenzt.

	 b.	� Long-Term Incentive Plan (LIP) 

Die relevanten Erfolgsgrößen zur Berechnung des Aus-
zahlungsbetrags des LIP sind im Geschäftsjahr 2021 die 
Entwicklung des Software AG-Aktienkurses zwischen 
Gewährung und Auszahlung, die relative Entwicklung im 
Vergleich zum MDAX, der Umsatz, die Gewinn-Marge 
sowie das Annual Recurring Revenue zum Ende der 
Laufzeit. Die Berücksichtigung der Aktienpreisentwick
lung, sowohl absolut als auch im Vergleich zur Gesamt
entwicklung vergleichbarer Unternehmen, betont den 
Fokus auf die langfristige und nachhaltige Wertschöpfung 
des Unternehmens und verstärkt die Übereinstimmung 
zwischen Aktionärs- und Vorstandsinteressen.  

Die Gewinn-Marge ist definiert als das Verhältnis von 
Gewinn und Umsatz der Software AG. Sie unterstützt 
die langfristige Rentabilität und Profitabilität des 
Unternehmens und verstärkt somit die dauerhafte 
Umsetzung der Unternehmensstrategie.  

Das Annual Recurring Revenue (ARR) zeigt den annua-
lisierten Auftragswert der am Ende des Berichtszeit-
raumes aktiven Verträge mit wiederkehrenden Umsatz
erlösen. Das ARR ist somit ein Indikator für die zu 
erwartenden wiederkehrenden annualisierten Zahlungs-
ströme bei Fortführung der aktiven Verträge folgender 
Vertragstypen: befristete Lizenzen/Subskriptions
lizenzen, Wartung aus befristeten und unbefristeten 
Lizenzen, SaaS-Lizenzen und nutzungsbasierte Lizenzen.  
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Die Entwicklung des Software AG-Aktienkurses im 
Vergleich zum MDAX bestimmt die Auszahlung von 
Teil 1 des LIP. Nähere Details sind unter (3)iii.c. erklärt.  

Der Aufsichtsrat legt für das bevorstehende Gewäh-
rungsjahr einer Tranche die Ziele und die Gewichtung 
für Umsatz, Gewinn-Marge und ARR fest. Aus der 
jeweiligen Zielerreichung für Umsatz, Gewinn-Marge 
und ARR-Ziele sowie der Gewichtung der Ziele errechnet 
sich die durchschnittliche Zielerreichung für Teil 2 des 
LIP. Der Auszahlungsbetrag entspricht der Anzahl an 
virtuellen Aktienoptionen für Teil 2 des LIP multipliziert 
mit der durchschnittlichen Zielerreichung für Teil 2 des 
LIP und dem Wert je Option für Teil 2 des LIP. Bei einer 
Gesamtzielerreichung von 100 Prozent entspricht der 
Auszahlungsbetrag für Teil 2 des LIP dem Zielbetrag 
für Teil 2 des LIP (das heißt 50 Prozent des jährlichen 
individuellen Zielbetrags für den LIP je Vorstandsmit-
glied) und dem Wert je Option für Teil 2 des LIP. Bei 
einer Gesamtzielerreichung von 0 Prozent wird keine 
Auszahlung geleistet („Schwellenwert“). Bei einer 
Gesamtzielerreichung von 200 Prozent oder mehr 
erfolgt eine Auszahlung von 200 Prozent der Anzahl an 
virtuellen Aktienoptionen für Teil 2 des LIP und dem 
Wert je Option für Teil 2 des LIP („Maximalwert“). Zwi-
schen dem Schwellenwert und dem Zielwert sowie 
zwischen dem Zielwert und Maximalwert wird jeweils 
linear interpoliert. 

Die Entwicklung des Software AG-Aktienkurses 
bestimmt den Optionswert für die Auszahlung von 
Teil 2 des LIP. Nähere Details sind unter (3)iii.c. erklärt. 

(5)	� Möglichkeit der Gesellschaft, variable  
Vergütungsbestandteile zurückzufordern  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 6 AktG)
Die Gesellschaft ist berechtigt, die Auszahlungsbeträge 
aus der variablen Vergütung nach pflichtgemäßem Ermes-
sen anzupassen und zurückzufordern, wenn der testierte 
Konzernabschluss und/oder die Grundlage zur Feststellung 
sonstiger Ziele, die der Berechnung der variablen Vergütung 
zugrunde liegen, nachträglich korrigiert werden müssen, 
weil sie sich als objektiv fehlerhaft herausstellen, und der 
Fehler zu einer Falschberechnung der variablen Vergütung 
geführt hat. 
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Der Rückforderungsanspruch besteht in Höhe der Differenz 
zwischen den tatsächlich durch die Gesellschaft geleisteten 
Auszahlungsbeträgen und den Auszahlungsbeträgen, die 
nach den Regelungen über die variable Vergütung unter 
Zugrundelegung der korrigierten Berechnungsgrundlagen 
hätten ausbezahlt werden müssen. 

Im Falle einer Pflichtverletzung eines Vorstandsmitglieds 
im Sinne des § 93 AktG oder bei einem erheblichen Verstoß 
gegen den Code of Conduct der Gesellschaft kann der Auf-
sichtsrat die variablen Vergütungsbestandteile teilweise 
oder vollständig (bis auf null) reduzieren bzw. zurückfordern.  

Wirken sich die Korrektur der Berechnungsgrundlagen der 
variablen Vergütung oder die aufgeführten Verstöße auf 
mehrere ausgezahlte variable Vergütungsbestandteile aus, 
können Auszahlungsbeträge für sämtliche variable Ver
gütungsbestandteile reduziert bzw. zurückgefordert werden. 
Der Rückforderungsanspruch besteht bis zum Ablauf 
von vier Jahren nach Auszahlung des jeweils betroffenen 
variablen Vergütungsbestandteils.

(6)	� Aktienbasierte Vergütung (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 7 AktG)
Der Long-Term Incentive in PPS-Programm und Long-Term 
Incentive Plan werden aktienbasiert gewährt. Detaillierte 
Ausführungen zu Fristen und Bedingungen des LTI finden 
sich in der Beschreibung der Vergütungsbestandteile unter 
(3)iii.b., (3)iii.c. und (4)ii. Darüber hinaus sind die Vorstände 
während ihrer Amtszeit zum Halten von Aktien des Unter-
nehmens verpflichtet. Die Details der damit einhergehenden 
Share Ownership Guidelines finden sich unter (3)iv. Das 
Ziel der Share Ownership Guidelines und der durchgehend 
aktienbasierten Long-Term-Incentive-Pläne ist es, das 
Handeln der Vorstandsmitglieder auf die langfristige und 
nachhaltige Wertschöpfung und Wachstum des Unter
nehmens auszurichten und die Übereinstimmung zwischen 
Aktionärs- und Vorstandsinteressen weiter zu stärken. 
Hierbei leisten die Share Ownership Guidelines und die 
Long-Term-Incentive-Pläne einen direkten Beitrag zur 
Förderung der unter (2) genannten Ziele der Geschäfts
strategie und zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft.
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(7)	� Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 8 AktG)

	 i.		� Laufzeiten und Voraussetzungen der Beendigung 
vergütungsbezogener Rechtsgeschäfte
Der Vorstandsvertrag von Herrn Brahmawar endet am 
31. Juli 2023. Der Vorstandsvertrag von Frau Dr. Frank 
endet am 31. Juli 2024. Der Vorstandsvertrag von 
Herrn Dr. Heiden endet am 30. Juni 2023. Der Vorstands-
vertrag von Herrn Dr. Sigg endet am 30. Juni 2022. 
Die Vorstandsverträge haben bei Erstbestellung 
grundsätzlich eine Laufzeit von drei Jahren und bei 
einer Verlängerung von fünf Jahren. Im Fall einer 
erneuten Bestellung gelten die Dienstverträge fort, 
es sei denn, die Parteien treffen abweichende Verein-
barungen. Wird die Bestellung zum Vorstandsmitglied 
aus wichtigem Grund nach § 84 Abs. 3 AktG wider
rufen, der zugleich ein wichtiger Grund für die fristlose 
Kündigung des Vorstandsmitglieds nach § 626 BGB ist, 
endet der Dienstvertrag automatisch.

	 ii.	� Entlassungsentschädigungen
Wird der Dienstvertrag eines Vorstandsmitglieds ohne 
wichtigen Grund beendet, ist eine mögliche Abfindungs-
zahlung an das jeweilige Vorstandsmitglied auf den 
Wert von höchstens einer Ziel-Gesamtvergütung (ohne 
LIP, betriebliche Altersversorgung und Nebenleistungen) 
begrenzt und darf die vertragliche Vergütung für die 
Restlaufzeit nicht überschreiten (Abfindungs-Cap).  

Im Fall der Vereinbarung eines nachvertraglichen Wett-
bewerbsverbotes wird eine Abfindungszahlung auf die 
Karenzentschädigung angerechnet. Aktuell ist nur in 
einem Vorstandsdienstvertrag ein nachvertragliches 
Wettbewerbsverbot für die Dauer von zwölf Monaten 
nach Beendigung des Dienstvertrags geregelt. Für die 
Dauer dieses nachvertraglichen Wettbewerbsverbotes 
erhält das begünstigte Vorstandsmitglied monatlich 
eine Karenzentschädigung in Höhe der monatlichen 
Ziel-Gesamtvergütung (ohne Nebenleistungen). Somit 
überschreitet die Summe aus der oben genannten 
Abfindungszahlung der Software AG bestehend aus 
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einer Ziel-Gesamtvergütung (ohne LIP, betriebliche 
Altersversorgung und Nebenleistungen) und Karenz
entschädigung nicht den gemäß Deutschem Corporate 
Governance Kodex empfohlenen Abfindungs-Cap in 
Höhe von zwei Jahresvergütungen.  

Endet der Dienstvertrag im Fall eines Kontrollwechsels, 
wird keine zusätzliche Abfindung gezahlt. 

Wird der Vorstandsvertrag durch das Vorstandsmitglied 
selbst oder aus einem von ihm zu vertretenden wichtigen 
Grund beendet, ist eine Abfindungszahlung ausge-
schlossen. 

Die Hauptmerkmale der Ruhegehaltsregelungen 
werden bei den Angaben unter (3)ii.b. erläutert. 

(8)	� Berücksichtigung der Vergütungs- und Beschäftigungs-
bedingungen der Arbeitnehmer bei der Festsetzung des 
Vergütungssystems (§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 9 AktG)
Bei der Ausgestaltung und Festsetzung des Vergütungs-
systems für die Vorstandsmitglieder hat der Aufsichtsrat 
auch die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen 
der Software AG-intern als oberen Führungskreis und alle 
übrigen Mitarbeiter definierten Mitarbeitergruppen, insbe-
sondere auch in ihrer zeitlichen Entwicklung in den letzten 
Jahren, in seine Überlegungen mit einbezogen. Hierzu 
hat der Aufsichtsrat den Empfehlungen des DCGK folgend 
zum einen die Gruppen des oberen Führungskreises und 
der übrigen Mitarbeiter konsistent für die Vergleichsjahre 
definiert und zum anderen bei der Betrachtung der Ver
gütungen der Vorstandmitglieder im Vergleich zum oberen 
Führungskreis und der übrigen Mitarbeiter eingehend 
überprüft, dass sich die Vergütungen der Vorstandsmit-
glieder nicht stärker erhöhen als für den oberen Führungs-
kreis und die übrigen Mitarbeiter. 

(9)	� Verfahren zur Fest- und zur Umsetzung sowie  
zur Überprüfung des Vergütungssystems  
(§ 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 10 AktG) 
Der Aufsichtsrat beschließt ein klares und verständliches 
Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder. Der Personal
ausschuss ist dafür zuständig, den Beschluss des Auf-
sichtsrats vorzubereiten und den Aufsichtsrat regelmäßig 
mit allen Informationen zu versorgen, die der Aufsichtsrat 
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zur Überprüfung des Vergütungssystems benötigt. Eine 
Überprüfung des Vergütungssystems führt der Aufsichts-
rat nach pflichtgemäßem Ermessen, spätestens aber alle 
vier Jahre durch. Der Aufsichtsrat überprüft die Höhe des 
festen Jahresgehalts mindestens alle zwei Jahre auf seine 
Angemessenheit. Dabei führt der Aufsichtsrat einen Markt-
vergleich durch und berücksichtigt ferner insbesondere 
Veränderungen des Unternehmensumfelds, die wirtschaft-
liche Gesamtlage und Strategie des Unternehmens, Ver
änderungen und Trends der nationalen und internationalen 
Corporate-Governance-Standards und die Entwicklung 
der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der 
Arbeitnehmer. Bei Bedarf zieht der Aufsichtsrat externe 
Vergütungsexperten und andere Berater hinzu. Dabei ach-
tet der Aufsichtsrat auf die Unabhängigkeit der externen 
Vergütungsexperten und Berater vom Vorstand und trifft 
Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu vermeiden. Sollten 
die Vorstandsmitglieder konzerninterne Aufsichtsrats-
mandate wahrnehmen, wird diese Vergütung angerechnet. 
Bei der Übernahme konzernfremder Aufsichtsratsmandate 
durch die Vorstandsmitglieder entscheidet der Aufsichts-
rat, ob und inwieweit die Vergütung anzurechnen ist. 

Der Aufsichtsrat legt das beschlossene Vergütungssystem 
der Hauptversammlung bei jeder wesentlichen Änderung, 
mindestens aber alle vier Jahre, zur Billigung vor. Billigt 
die Hauptversammlung das vorgelegte System nicht, legt 
der Aufsichtsrat der Hauptversammlung spätestens in 
der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein 
überprüftes Vergütungssystem zur Billigung vor. 

Das Vergütungssystem gilt für alle potenziellen Vertrags-
verlängerungen und neu abzuschließenden Dienstverträge 
mit Vorstandsmitgliedern ab dem 1. Januar 2021. Zum 
Zeitpunkt der Verabschiedung bestehende Vorstands-
dienstverträge bleiben unberührt. Für laufende Verträge 
handelt es sich um individuelle vertragsrechtliche Anpas-
sungen, welche der Zustimmung des Vorstandsmitglieds 
bedürfen.  

Der Aufsichtsrat und der Personalausschuss stellen durch 
geeignete Maßnahmen sicher, dass mögliche Interessen-
konflikte der an den Beratungen und Entscheidungen über 
das Vergütungssystem beteiligten Aufsichtsratsmitglieder 
vermieden und gegebenenfalls aufgelöst werden. Dabei ist 
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jedes Aufsichtsratsmitglied verpflichtet, Interessenkonflikte 
gegenüber dem Aufsichtsratsvorsitzenden anzuzeigen. 
Der Aufsichtsratsvorsitzende legt ihn betreffende Interessen
konflikte gegenüber dem Personalausschuss und dem 
gesamten Aufsichtsrat offen. Über den Umgang mit einem 
bestehenden Interessenkonflikt entscheidet der Aufsichts-
rat im Einzelfall. Insbesondere kommt in Betracht, dass ein 
Aufsichtsratsmitglied, das von einem Interessenkonflikt 
betroffen ist, an einer Sitzung oder einzelnen Beratungen 
und Entscheidungen des Aufsichtsrats oder des Personal-
ausschusses nicht teilnimmt. 

Der Aufsichtsrat kann vorübergehend von dem Vergütungs-
system (Verfahren und Regelungen zu Vergütungsstruktur) 
und dessen einzelnen Bestandteilen sowie in Bezug auf 
einzelne Vergütungsbestandteile des Vergütungssystems 
abweichen oder neue Vergütungsbestandteile einführen, 
wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der 
Gesellschaft notwendig ist. Der Aufsichtsrat behält sich 
solche Abweichungen für außergewöhnliche Umstände, 
wie zum Beispiel eine Wirtschafts- oder Unternehmens
krise, vor. Solche Abweichungen können vorübergehend 
für den Vorstandsvorsitzenden oder weitere Vorstandsmit-
glieder zu einer Abweichung von der Maximalvergütung 
führen.

7.	� Beschlussfassung über die Festsetzung der Vergütung 
für Aufsichtsräte gemäß Paragraph 14 der Satzung

	� Gemäß § 113 Abs. 3 Satz 1 und 2 AktG ist von der Hauptver-
sammlung einer börsennotierten Gesellschaft mindestens 
alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmit
glieder zu beschließen, wobei ein die Vergütung bestäti-
gender Beschluss zulässig ist. Die Vergütung der Aufsichts-
ratsmitglieder der Gesellschaft wird gemäß § 113 Abs. 1 
Satz 2 AktG i. V. m. Paragraph 14 der Satzung durch Beschluss 
der Hauptversammlung geregelt. Dies erfolgte zuletzt 
durch Hauptversammlungsbeschluss vom 17. Mai 2017, 
sodass in der ordentlichen Hauptversammlung 2021 
Beschluss über die Aufsichtsratsvergütung zu fassen ist.  

Das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder 
stellt sich im Einzelnen wie folgt dar (Angaben nach § 113 
Absatz 3 Satz 3 i. V. m. 87a Absatz 1 Satz 2 AktG):
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�a)	� Das System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 
sieht eine reine Festvergütung zuzüglich eines Sitzungs-
geldes für Ausschusssitzungen ohne variable Bestandteile 
und ohne aktienbasierte Vergütung vor. Vorstand und Auf-
sichtsrat erachten eine erfolgsorientierte Vergütung des 
Aufsichtsrats auf Grundlage des Verständnisses der Funk-
tion des Aufsichtsrats nicht als sinnvoll. Die Kontrollauf-
gabe des Aufsichtsrats soll nach Ansicht des Vorstands 
und des Aufsichtsrats grundsätzlich unabhängig von 
Erfolgszielen des Unternehmens ausgeübt werden. Die 
Gewährung einer reinen Festvergütung entspricht der 
gängigen überwiegenden Praxis in anderen börsennotier-
ten Gesellschaften und entspricht zudem der Anregung 
des DCGK (G.18 Satz 1).  

Nach den von der Hauptversammlung beschlossenen 
Grundsätzen beträgt die feste jährliche Grundvergütung 
für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats 145.200 Euro, für 
jeden stellvertretenden Vorsitzenden 99.000 Euro und für 
jedes sonstige Mitglied des Aufsichtsrats 66.000 Euro. 
Entsprechend den Empfehlungen des DCGK werden der 
höhere zeitliche Aufwand für Vorsitz und den stellver
tretenden Vorsitz im Aufsichtsrat bei der Bemessung der 
Vergütung berücksichtigt.

b)	� Der höhere zeitliche Aufwand wird auch in Bezug auf die 
Mitgliedschaft und den Vorsitz in den Ausschüssen 
berücksichtigt: Für jede Teilnahme an einer Sitzung seiner 
Ausschüsse erhalten die Ausschussmitglieder ein Sitzungs-
geld in Höhe von 2.000 Euro. Für Ausschussvorsitzende 
beträgt das Sitzungsgeld 4.000 Euro. Für mehrere Sitzungen 
eines Ausschusses, die an einem Tag stattfinden, oder für 
eine Sitzung, die an aufeinanderfolgenden Tagen statt
findet, wird Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. 

c)	� Die Obergrenze für die Vergütung der Aufsichtsratsmit-
glieder ergibt sich aus der Summe der Fixvergütung, deren 
Höhe im Einzelnen von den übernommenen Aufgaben 
im Aufsichtsrat abhängt, und dem Sitzungsgeld, dessen 
Höhe sich nach den übernommenen Aufgaben in den 
Ausschüssen und der Teilnahme an Ausschusssitzungen 
bemisst. Eine betragsmäßig bezifferte Maximalvergütung 
der Aufsichtsratsmitglieder besteht nicht.
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d)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine von der 
Gesellschaft unterhaltene Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung für Organmitglieder mit einbezogen, 
deren Prämien die Software AG zahlt. Außerdem erstattet 
die Gesellschaft jedem Aufsichtsratsmitglied seine ange-
fallenen Auslagen sowie die gegebenenfalls auf seine 
Bezüge gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer.

e)	� Die Höhe und Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergütung 
ist – gerade auch im Hinblick auf die Aufsichtsratsvergü-
tungen anderer börsennotierter Gesellschaften in Deutsch-
land – marktgerecht und ermöglicht, dass die Gesellschaft 
auch in Zukunft in der Lage sein wird, hervorragend qualifi-
zierte Kandidaten für den Aufsichtsrat zu gewinnen und zu 
halten. Dies ist Voraussetzung für eine bestmögliche Aus-
übung der Beratungs- und Überwachungstätigkeit durch 
den Aufsichtsrat, die wiederum einen wesentlichen Beitrag 
zur Förderung der Geschäftsstrategie und der langfristigen 
Entwicklung der Software AG leistet.

f)	� Die Vergütung ist eine Woche nach Feststellung des Jahres-
abschlusses für das Vergütungsjahr durch den Aufsichts-
rat – oder gegebenenfalls durch die Hauptversammlung – 
zur Zahlung fällig. Weitere Aufschubzeiten für die 
Auszahlung von Vergütungsbestandteilen bestehen nicht. 

g)	� Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird abschlie-
ßend durch Hauptversammlungsbeschluss geregelt; 
Neben- oder Zusatzvereinbarungen bestehen nicht. Die 
Vergütung ist an die Dauer der Bestellung zum Aufsichts-
ratsmitglied gekoppelt. Aufsichtsratsmitglieder, die nur 
während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat 
angehören, erhalten eine im Verhältnis geringere feste 
Vergütung (sogenannte pro rata-Anpassung). Die Anpas-
sung der Vergütung erfolgt zeitanteilig unter Aufrundung 
auf volle Monate. Zusagen von Entlassungsentschädigun-
gen, Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen beste-
hen nicht.

h)	� Die Vergütungsregeln gelten gleichermaßen für Anteilseig-
nervertreter wie auch Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
rat. Die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der 
Arbeitnehmer waren und sind für das Vergütungssystem 
des Aufsichtsrats ohne Bedeutung. Dies ergibt sich schon 
daraus, dass die Aufsichtsratsvergütung für eine Tätigkeit 
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gewährt wird, die sich grundlegend von der Tätigkeit der 
Arbeitnehmer der Software AG und des Konzerns unter-
scheidet und daher ein solcher sogenannter vertikaler Ver-
gleich mit der Arbeitnehmervergütung nicht in Betracht 
kommt. 

i)	� Das Vergütungssystem des Aufsichtsrats wird von der 
Hauptversammlung auf Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats beschlossen. Die Vergütung ist durch 
Hauptversammlungsbeschluss der Gesellschaft geregelt. 
In regelmäßigen Abständen, spätestens alle vier Jahre, 
nehmen Vorstand und Aufsichtsrat eine Überprüfung vor, 
ob Höhe und Ausgestaltung der Vergütung noch markt
gerecht sind und in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Aufgaben des Aufsichtsrats sowie der Lage der 
Gesellschaft stehen. Hierzu führt der Aufsichtsrat einen 
horizontalen Marktvergleich durch. Dabei kann sich der 
Aufsichtsrat von einem externen unabhängigen Experten 
beraten lassen. Sofern Anlass besteht, das Vergütungs-
system für den Aufsichtsrat zu ändern, werden Vorstand 
und Aufsichtsrat der Hauptversammlung einen Vorschlag 
zur Änderung der Aufsichtsratsvergütung vorlegen.

j)	� Etwaigen Interessenkonflikten bei der Prüfung des Ver
gütungssystems wirkt die gesetzliche Kompetenzordnung 
entgegen, da die letztendliche Entscheidungsbefugnis 
über die Aufsichtsratsvergütung der Hauptversammlung 
zugewiesen ist und dieser ein Beschlussvorschlag sowohl 
von Vorstand als auch Aufsichtsrat unterbreitet wird, mit-
hin bereits in den gesetzlichen Regelungen ein System der 
gegenseitigen Kontrolle vorgesehen ist. Im Übrigen gelten 
die allgemeinen Regeln für Interessenkonflikte, wonach 
solche insbesondere offenzulegen und angemessen zu 
behandeln sind.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor diesem Hintergrund 
vor, die Vergütung zu bestätigen und folgenden Beschluss zu 
fassen:

	 (1)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste 
jährliche Vergütung in Höhe von 66.000 Euro.

	 (2)	� Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das 2,2-Fache 
und jeder Stellvertreter das 1,5-Fache der Vergütung 
nach Absatz (1).
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	 (3)	� Darüber hinaus erhalten die Mitglieder des Aufsichts-
rats für jede persönliche Teilnahme an einer Präsenzsit-
zung oder einer virtuellen oder hybriden Sitzung seiner 
Ausschüsse ein Sitzungsgeld in Höhe von 2.000 Euro. 
Für Ausschussvorsitzende beträgt das Sitzungsgeld  
4.000 Euro. Für mehrere Sitzungen eines Ausschusses, 
die an einem Tag stattfinden, oder für eine Sitzung, 
die an aufeinanderfolgenden Tagen stattfindet, wird 
Sitzungsgeld nur einmal gezahlt. 

	 (4)	� Für Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines 
Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehört 
haben, wird die Vergütung nach Absatz (1) anteilig 
unter Aufrundung auf volle Monate gewährt. 

	 (5)	� Die Gesellschaft kann zugunsten der Mitglieder des 
Aufsichtsrats eine Haftpflichtversicherung abschlie-
ßen, welche die gesetzliche Haftpflicht aus der Auf-
sichtsratstätigkeit abdeckt.

	 (6)	 Auslagen werden nicht pauschal erstattet.

	 (7)	� Die Vergütung wird eine Woche nach Feststellung des 
Jahresabschlusses für das Vergütungsjahr durch den 
Aufsichtsrat – oder gegebenenfalls durch die Haupt-
versammlung – zur Zahlung fällig. Führt das Aufsichts-
ratsmitglied Umsatzsteuer ab, wird die Umsatzsteuer 
erstattet.

8.	� Beschlussfassung über die Schaffung eines Geneh-
migten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts und über die damit verbundenen 
Satzungsänderungen

	� Die in der Hauptversammlung vom 31. Mai 2016 erteilte 
Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals um einen 
Betrag von 39.500.000 Euro ist nicht ausgenutzt worden 
und erlischt mit Ablauf des 30. Mai 2021. Daher soll ein 
neues Genehmigtes Kapital geschaffen und die Satzung 
entsprechend angepasst werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:
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a)	� Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 11. Mai 2026 
das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein-
malig oder mehrfach um bis zu insgesamt 14.800.000 Euro 
durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital). Dabei muss sich die Zahl der Aktien 
in demselben Verhältnis erhöhen wie das Grundkapital. 
Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstitut(en) oder diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand kann jedoch das 
Bezugsrecht der Aktionäre in den nachfolgend aufgeführten 
Fällen ausschließen:

	 (1)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen.

	 (2)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats im Fall einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlage das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn die Sacheinlage zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen und/
oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt.

	 (3)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht im Fall einer Kapitalerhöhung 
gegen Bareinlage insoweit auszuschließen, als dies 
erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder 
Wandlungsrechten oder den zur Optionsausübung 
oder Wandlung Verpflichteten aus Options- oder Wandel
anleihen, die von der Software AG oder einer 100%igen 
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft 
der Software AG begeben wurden, ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 
oder der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht 
als Aktionär zustehen würde. 
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	 (4)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bar
einlage das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
wenn die aufgrund dieser Ermächtigung beschlossenen 
Kapitalerhöhungen insgesamt 10 Prozent des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung oder, falls dieser Betrag geringer ist, des zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen und wenn 
der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet. Die Höchstgrenze von 10 Prozent des 
Grundkapitals vermindert sich um den anteiligen Betrag 
des Grundkapitals, der auf diejenigen eigenen Aktien 
der Gesellschaft entfällt, die während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Die Höchst-
grenze vermindert sich ferner um den anteiligen 
Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien 
entfällt, die zur Bedienung von Options- oder Wandel-
anleihen mit Options- oder Wandlungsrecht oder mit 
Options- oder Wandlungspflicht höchstens auszu
geben sind, sofern die Anleihen während der Laufzeit 
des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

	� Die Summe, der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgege-
benen Aktien, darf einen anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von 7.400.000 Euro (entsprechend 10 Prozent des Grund
kapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung) nicht über
steigen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

b)	� Paragraph 5 Absatz 2 der Satzung der Gesellschaft wird 
gestrichen und durch folgenden neuen Absatz ersetzt: 
„Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 11. Mai 2026 
das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein-
malig oder mehrfach um bis zu insgesamt 14.800.000 Euro 
durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital). Dabei muss sich die Zahl der Aktien 
in demselben Verhältnis erhöhen wie das Grundkapital. 
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Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kredit
institut(en) oder diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand kann jedoch das 
Bezugsrecht der Aktionäre in den nachfolgend aufgeführten 
Fällen ausschließen:

	 (1)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen.

	 (2)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats im Fall einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlage das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn die Sacheinlage zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen und/
oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt.

	 (3)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht im Fall einer Kapital
erhöhung gegen Bareinlage insoweit auszuschließen, 
als dies erforderlich ist, um den Inhabern von Options- 
oder Wandlungsrechten oder den zur Optionsaus
übung oder Wandlung Verpflichteten aus Options- 
oder Wandelanleihen, die von der Software AG oder 
einer 100%igen unmittelbaren oder mittelbaren Beteili-
gungsgesellschaft der Software AG begeben wurden, 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- 
oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. 

	 (4)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bar
einlage das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
wenn die aufgrund dieser Ermächtigung beschlosse-
nen Kapitalerhöhungen insgesamt 10 Prozent des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung oder, falls dieser Betrag geringer ist, des zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen und 
wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht 
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wesentlich unterschreitet. Die Höchstgrenze von 
10 Prozent des Grundkapitals vermindert sich um den 
anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen 
eigenen Aktien der Gesellschaft entfällt, die während 
der Laufzeit des Genehmigten Kapitals unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 
werden. Die Höchstgrenze vermindert sich ferner um 
den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf die
jenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- 
oder Wandelanleihen mit Options- oder Wandlungs-
recht oder mit Options- oder Wandlungspflicht höchstens 
auszugeben sind, sofern die Anleihen während der 
Laufzeit des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

	� Die Summe, der nach dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen 
ausgegebenen Aktien, darf einen anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von 7.400.000 Euro nicht übersteigen. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“

c)	� Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des Paragra-
phen 5 der Satzung der Gesellschaft entsprechend dem 
Umfang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem Geneh-
migten Kapital und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu 
ändern.

9.	� Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, 
zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie zur Schaffung 
eines neuen Bedingten Kapitals 2021 und entspre-
chende Satzungsänderungen

	� Es sollen eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen (bzw. Kombination 
dieser Instrumente) – auch unter Ausschluss des Bezugs-
rechts – erteilt und ein neues Bedingtes Kapital 2021 
geschaffen sowie die Satzung der Gesellschaft entspre-
chend geändert werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:
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a)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats, bis zum 11. Mai 2026 einmalig oder mehrmalig 
auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente (Schuldverschreibungen) 
im Gesamtnennbetrag von bis zu 750.000.000 Euro mit oder 
ohne Laufzeitbegrenzung auszugeben und den Inhabern 
bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs-
rechte auf neue auf den Namen lautende Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von insgesamt bis zu 14.800.000 Euro nach näherer 
Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen 
(Anleihebedingungen) zu gewähren. 

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungs-
pflicht bzw. Optionspflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu 
einem anderen Zeitpunkt) oder das Recht der Software AG 
vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibung, 
die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten 
verbunden ist (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung), den Inhabern ganz oder teilweise anstelle 
der Zahlung des fälligen Geldbetrages Stückaktien der 
Software AG zu gewähren. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehr-
mals, insgesamt oder in Teilen sowie auch gleichzeitig in 
verschiedenen Tranchen begeben werden. Die Schuldver-
schreibungen können auch mit einer variablen Verzinsung 
ausgestattet sein, wobei die Verzinsung vollständig oder 
teilweise von der Höhe der Dividende der Gesellschaft 
abhängig sein kann. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – 
unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegen-
wert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 
ausgegeben werden. Die Schuldverschreibungen können 
gegen Barleistung oder gegen Sachleistung ausgegeben 
werden. 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
wird jeder Optionsschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsschein(e) beigefügt, die den Inhaber nach näherer 
Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Anleihe
bedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 
berechtigen. Für durch die Gesellschaft begebene 
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Optionsschuldverschreibungen können die Anleihebedin-
gungen vorsehen, dass der nach Maßgabe dieser Ermäch-
tigung festgelegte Optionspreis auch durch Übertragung 
von Teiloptionsschuldverschreibungen und gegebenenfalls 
eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige 
Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teiloptionsschuld-
verschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den 
Nennbetrag dieser Teiloptionsschuldverschreibung nicht 
übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, 
kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maß-
gabe der Anleihebedingungen, gegebenenfalls gegen 
Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
erhalten die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen 
das Recht bzw., sofern eine Wandlungspflicht vorgesehen 
ist, sind sie verpflichtet, ihre Wandelschuldverschreibun-
gen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in 
Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtausch
verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 
bzw., sofern der Ausgabebetrag unter dem Nennbetrag 
liegt, des Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall 
auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. 

Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusam-
mengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden; ferner 
kann die Leistung einer baren Zuzahlung vorgesehen 
werden. In den Anleihebedingungen kann außerdem 
bestimmt werden, dass das Umtauschverhältnis variabel 
und der Wandlungspreis anhand künftiger Börsenkurse 
innerhalb einer bestimmten Bandbreite zu ermitteln ist. 

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis 
muss, unbeschadet § 9 Abs. 1 und § 199 AktG, mindestens 
80 Prozent des volumengewichteten durchschnittlichen 
Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im Xetra-
Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten 
zehn Handelstagen vor dem Tag der Festsetzung der end-
gültigen Konditionen der Schuldverschreibungen betragen. 
Bei einem Bezugsrechtshandel sind die Tage des Bezugs-
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rechtshandels mit Ausnahme der beiden letzten Tage des 
Bezugsrechtshandels maßgeblich. 

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann, unbeschadet von 
§ 9 Abs. 1 AktG, aufgrund einer Verwässerungsschutz-
klausel nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen 
wertwahrend angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis 
zum Ablauf der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräu-
mung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grund
kapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen begibt 
oder garantiert und den Inhabern schon bestehender 
Options- bzw. Wandlungsrechte oder Options- bzw. Wand-
lungspflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. 
Die Anleihebedingungen können auch für andere Maß-
nahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung des 
Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte oder Options- 
bzw. Wandlungspflichten führen können, eine wertwahrende 
Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises vorsehen. 

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft 
vorsehen, im Falle der Optionsausübung bzw. der Wand-
lung keine Aktien der Gesellschaft zu gewähren, sondern 
einen Geldbetrag zu zahlen. Die Anleihebedingungen 
können ferner der Gesellschaft das Recht einräumen, den 
Gläubigern von Schuldverschreibungen ganz oder teil-
weise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien 
der Gesellschaft zu gewähren (Andienungsrecht). Die 
Erfüllung der Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber 
von Schuldverschreibungen bzw. die Erfüllung von 
Ansprüchen nach erfolgter Pflichtwandlung oder Pflicht
optionsausübung kann im Übrigen durch Hingabe von 
eigenen Aktien der Gesellschaft sowie durch Ausgabe von 
neuen Aktien der Gesellschaft aus Genehmigtem Kapital 
der Gesellschaft und/oder einem zu einem späteren Zeit-
punkt zu beschließenden Bedingten Kapital und/oder 
genehmigten Kapital und/oder einer ordentlichen Kapital
erhöhung erfolgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die genaue Berechnung des exakten Options- 
bzw. Wandlungspreises sowie die weiteren Einzelheiten 
der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen 
sowie die Anleihebedingungen festzusetzen bzw. im Ein-
vernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen 
jeweils begebenden Konzerngesellschaft festzulegen, 
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insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stücke-
lung, Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung 
einer Wandlungs- bzw. Optionsausübungspflicht, Fest
legung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammen-
legung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von Aktien, 
Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien sowie 
Options- bzw. Wandlungszeitraum. 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen einzuräumen; das Bezugsrecht 
kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die 
Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kredit
institut(en) oder diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

	 (1)	� Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben;

	 (2)	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits 
zuvor ausgegebenen Options- bzw. Wandlungsrechten 
und/oder den Inhabern von mit Options- bzw. Wand-
lungspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung der Options- bzw. Wandlungs-
rechte bzw. nach Erfüllung der Options- bzw. Wand-
lungspflichten zustehen würde;

	 (3)	� sofern die Schuldverschreibungen gegen Barzahlung 
ausgegeben werden und der Vorstand nach pflicht
gemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der 
Ausgabepreis der Options- bzw. Wandelschuldver-
schreibungen ihren nach anerkannten, insbesondere 
finanzmathematischen Methoden ermittelten hypo-
thetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit 
einem Options- bzw. Wandlungsrecht oder einer 
Options- bzw. Wandlungspflicht auf Aktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 
10 Prozent des Grundkapitals nicht übersteigen darf, 
und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
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noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt 
der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf 
die vorgenannte 10%-Grenze sind eigene Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
Angebot an alle Aktionäre nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 
Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG an Dritte gegen Barzah-
lung veräußert werden. Ferner sind auf die vorgenannte 
10%-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem 
Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

Von den vorstehend erteilten Ermächtigungen zum 
Ausschluss des Bezugsrechts darf der Vorstand nur in 
einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der 
anteilige Betrag (§ 8 Abs. 3 Satz 3 AktG) der insgesamt 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
Aktien 7.400.000 Euro (entsprechend 10 Prozent des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung) 
nicht überschreitet. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die Einzelheiten der Ausgabe und Aus-
stattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 
Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 
Verwässerungsschutzbestimmungen, Options- bzw. 
Wandlungszeitraum und den Options- bzw. Wand-
lungspreis festzusetzen.

b)	� Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital um bis zu 
14.800.000 Euro durch Ausgabe von bis zu 14.800.000 
neuer, auf den Namen lautende Stückaktien bedingt zu 
erhöhen (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte Kapital
erhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber 
von Schuldverschreibungen, die aufgrund vorstehender 
Ermächtigung unter 9.a) bis zum 11. Mai 2026 von der 
Gesellschaft begeben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzu
führen, wie die Inhaber der Schuldverschreibungen, die 
aufgrund der vorstehenden Ermächtigung des Vorstands 
bis zum 11. Mai 2026 von der Gesellschaft begeben werden, 
von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch 
machen bzw. zur Optionsausübung bzw. Wandlung 
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verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Ver-
pflichtung zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen 
bzw. die Gesellschaft von einem ihr eingeräumten Recht, 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung eines fälligen 
Geldbetrages neue auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren, Gebrauch macht und soweit 
nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt nach Maßgabe der vorstehenden Ermäch
tigung jeweils zu einem festzulegenden Options- bzw. 
Wandlungspreis. Die ausgegebenen neuen Aktien nehmen 
vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

c)	� Am Ende von Paragraph 5 der Satzung der Gesellschaft 
wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„Das Grundkapital ist um bis zu 14.800.000 Euro eingeteilt 
in bis zu 14.800.000 auf den Namen lautende Stückaktien 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 
Inhaber bzw. Gläubiger von Options- bzw. Wandelschuld-
verschreibungen (Schuldverschreibungen), die aufgrund 
der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversamm-
lungsbeschluss vom 12. Mai 2021 bis zum 11. Mai 2026 von 
der Gesellschaft begeben werden, von ihren Options- bzw. 
Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. zur Options-
ausübung bzw. Wandlung verpflichtete Inhaber bzw. 
Gläubiger von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung 
zur Optionsausübung bzw. Wandlung erfüllen bzw. die 
Gesellschaft von einem ihr eingeräumten Recht, ganz oder 
teilweise anstelle der Zahlung eines fälligen Geldbetrages 
neue auf den Namen lautende Stückaktien der Gesell-
schaft zu gewähren, Gebrauch macht und soweit nicht ein 
Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 
zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses jeweils festzulegenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die ausgegebenen neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
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Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital
erhöhung festzusetzen.“

d)	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von Para-
graph 5 Absatz 3 der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen 
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der 
Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. 
Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen 
nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle 
der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals nach Ablauf 
der Fristen für die Ausübung von Options- oder Wand-
lungsrechten bzw. für die Erfüllung von Wandlungs- bzw. 
Optionspflichten.

10.	� Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eige-
ner Aktien sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts

	� Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
der Hauptversammlung vom 31. Mai 2016 läuft zum Ablauf 
des 30. Mai 2021 aus. Der Vorstand hat mit dem Aktien
rückkaufprogramm 2017 von dieser Ermächtigung Gebrauch 
gemacht, indem im Geschäftsjahr 2017 insgesamt 
2.326.892 Aktien zu einem durchschnittlichen Kaufpreis 
von 38,49 Euro je Aktie (exklusive Erwerbsnebenkosten) und 
damit zu einem Gesamtpreis von 89.559.770 Euro erworben 
wurden. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, unter 
Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien eine neue Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien zu schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden 
Beschluss zu fassen:

a)	� Die Gesellschaft wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft 
bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. 
Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen 
eigenen Aktien, welche die Gesellschaft bereits erworben 
hat und noch besitzt oder die ihr nach den §§ 71d und 71e 
AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 
10 Prozent des jeweiligen Grundkapitals entfallen.
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b)	� Die Ermächtigung gilt für den Erwerb eigener Aktien bis 
zum 11. Mai 2026. Die in der Hauptversammlung vom 
31. Mai 2016 beschlossene Ermächtigung wird mit Wirk-
samwerden dieser Ermächtigung aufgehoben.

c)	� Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse 
oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder der öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten. Erfolgt 
der Erwerb über die Börse, so darf der Gegenwert für den 
Erwerb einer Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch-
schnittlichen Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft – 
nicht gewichteter Durchschnittsbetrag der Schlusskurse 
im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse oder 
einem entsprechenden Nachfolgesystem – an den fünf 
Börsenhandelstagen vor dem Erwerb um nicht mehr als 
10 Prozent übersteigen oder unterschreiten. Für den Zeit-
punkt des Erwerbs ist der Tag des Zustandekommens 
des Geschäftsabschlusses maßgeblich. Erfolgt der Erwerb 
aufgrund eines öffentlichen Kaufangebots oder der öffent-
lichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, 
so darf der Gegenwert für den Erwerb einer Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Börsenkurs 
der Aktien der Gesellschaft – nicht gewichteter Durch-
schnittsbetrag der Schlusskurse im Xetra-Handel an der 
Frankfurter Wertpapierbörse oder einem entsprechenden 
Nachfolgesystem – an den fünf Börsenhandelstagen vor 
der Veröffentlichung des Angebots oder, im Fall der Auffor-
derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, am sechsten 
bis zweiten Börsenhandelstag vor der Annahme der Ver
kaufsangebote um nicht mehr als 10 Prozent übersteigen 
oder unterschreiten. Sofern das Kaufangebot überzeichnet 
ist, erfolgt die Annahme nach Quoten. Eine bevorrechtigte 
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück je Aktionär 
kann vorgesehen werden. 

d)	� Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der Ermächti-
gung nach Buchstabe a) oder aufgrund einer früher erteil-
ten Ermächtigung erworbenen Aktien der Gesellschaft zu 
jedem gesetzlich zulässigen Zweck zu verwenden und sie 
insbesondere über die Börse oder in anderer das Gebot 
der Gleichbehandlung aller Aktionäre wahrender Weise, 
beispielsweise durch Angebot an alle Aktionäre der Gesell-
schaft, zu veräußern. Die Ermächtigung darf nicht zum 
Zwecke des Handels in eigenen Aktien genutzt werden.
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e)	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eine Veräußerung der aufgrund der Ermäch-
tigung nach Buchstabe a) oder aufgrund einer früher 
erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre vorzunehmen, 
wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräu-
ßert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesell-
schaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung 
beschränkt sich auf Aktien mit einem anteiligen Betrag 
am Grundkapital von bis zu insgesamt 10 Prozent des bei 
Erteilung dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert 
geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesell-
schaft. Diese Höchstgrenze vermindert sich um den antei-
ligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung im 
Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Die Höchstgrenze vermindert sich ferner um den 
anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen 
Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-
recht oder einer Options- oder Wandlungspflicht höchs-
tens auszugeben sind, soweit die Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Als 
maßgeblicher Börsenpreis im Sinne dieses Absatzes gilt 
der durchschnittliche Börsenkurs der Aktien der Gesell-
schaft – nicht gewichteter Durchschnittsbetrag der 
Schlusskurse im Xetra-Handel an der Frankfurter Wert
papierbörse oder einem entsprechenden Nachfolge
system – an den letzten fünf Börsenhandelstagen vor der 
Veräußerung. Für die Veräußerung ist der Tag des Zustande
kommens des Geschäftsabschlusses maßgeblich.

f)	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die aufgrund der 
Ermächtigung nach Buchstabe a) oder aufgrund einer 
früher erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Arbeit-
nehmern und Mitgliedern der Geschäftsführung der 
Gesellschaft und verbundener Unternehmen im Rahmen 
künftig unter Beachtung von § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG von 
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der Hauptversammlung beschlossener Aktienoptions
programme zum Erwerb anzubieten und zu übertragen.

g)	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die aufgrund der Ermächtigung nach 
Buchstabe a) oder aufgrund einer früher erteilten Ermäch-
tigung erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte zu veräußern, 
soweit dies zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen an Unter
nehmen oder im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen erfolgt.

h)	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die aufgrund der Ermächtigung nach Buch-
stabe a) oder aufgrund einer früher erteilten Ermächtigung 
erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in Übereinstimmung mit den Anleihe-
bedingungen an die Inhaber von Optionsscheinen oder 
Wandelschuldverschreibungen der Gesellschaft oder einer 
100%igen unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungs
gesellschaft der Gesellschaft zu liefern.

i)	� Ferner wird der Vorstand ermächtigt, die aufgrund der 
Ermächtigung nach Buchstabe a) oder aufgrund einer 
früher erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 
ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss ganz oder 
zum Teil, auch in mehreren Teilschritten, einzuziehen. Die 
Einziehung kann auch ohne Kapitalherabsetzung durch 
Anpassung des anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien 
am Grundkapital der Gesellschaft erfolgen. Der Vorstand 
wird in diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der 
Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

j)	� Die Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien können jeweils ganz oder in Teilen, in 
letzterem Fall auch mehrmals, durch die Gesellschaft, 
aber auch durch ihre Konzerngesellschaften oder für ihre 
oder deren Rechnung durch Dritte ausgeübt werden. Der 
Erwerb eigener Aktien darf in Verfolgung eines oder 
mehrerer der genannten Zwecke erfolgen.
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11.	� Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen 
des Erwerbs eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

	� In Ergänzung zu der unter Punkt 10 dieser Tagesordnung 
vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft 
ermächtigt werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von 
Derivaten zu erwerben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden 
Beschluss zu fassen: 

Unter der in Punkt 10 dieser Tagesordnung zu beschlie-
ßenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien darf der 
Aktienerwerb außer auf den dort beschriebenen Wegen 
auch unter Einsatz von Put- oder Call-Optionen oder 
Terminkaufverträgen durchgeführt werden. Die Gesellschaft 
kann auf physische Belieferung gerichtete Put-Optionen 
an Dritte verkaufen und Call-Optionen von Dritten kaufen, 
wenn durch die Optionsbedingungen sichergestellt ist, 
dass diese Optionen nur mit Aktien beliefert werden, die 
ihrerseits unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes erworben wurden. Alle Aktienerwerbe unter Einsatz 
von Put- oder Call-Optionen sind dabei auf Aktien im 
Umfang von höchstens 5 Prozent des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals beschränkt. 
Außerdem können Terminkaufverträge über Aktien der 
Gesellschaft abgeschlossen werden, bei denen zwischen 
dem Abschluss des Kaufvertrages und der Lieferung der 
erworbenen Aktien mehr als zwei Börsenhandelstage 
liegen (Terminkäufe). Schließlich können Aktien der Gesell-
schaft unter Einsatz einer Kombination aus Optionen 
und/oder Terminkaufverträgen erworben werden. Die 
Laufzeit der Optionen oder der Terminkaufverträge darf 
18 Monate nicht überschreiten und muss so gewählt werden, 
dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen oder der 
Terminkaufverträge spätestens am 11. Mai 2026 erfolgt. 

Der für den Fall der Ausübung der Put-Option oder im 
Terminkaufvertrag vereinbarte Gegenwert für den Erwerb 
einer Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berück-
sichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten Optionsprämie) 
darf den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktien der 
Gesellschaft – nicht gewichteter Durchschnittsbetrag der 
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Schlusskurse im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapier
börse oder einem entsprechenden Nachfolgesystem – an 
den fünf Börsenhandelstagen vor Abschluss des betref-
fenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 Prozent 
übersteigen oder unterschreiten. Eine Ausübung der 
Call-Optionen darf nur erfolgen, wenn der Gegenwert für 
den Erwerb einer Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten aber 
unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten 
Optionsprämie) den durchschnittlichen Börsenkurs der 
Aktien der Gesellschaft – nicht gewichteter Durchschnitts-
betrag der Schlusskurse im Xetra-Handel an der Frankfurter 
Wertpapierbörse oder einem entsprechenden Nachfolge
system – an den fünf Börsenhandelstagen vor der Aus-
übung der Option um nicht mehr als 10 Prozent übersteigt 
oder unterschreitet. Der von der Gesellschaft für Optionen 
gezahlte Erwerbspreis darf nicht wesentlich über und der 
von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis darf 
nicht wesentlich unter dem nach anerkannten finanzmathe-
matischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der jeweiligen Optionen liegen, bei dessen Ermittlung unter 
anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksich
tigen ist. Der von der Gesellschaft bei Terminkaufverträgen 
vereinbarte Terminkurs darf nicht wesentlich über dem 
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei dessen 
Ermittlung unter anderem der aktuelle Börsenkurs und die 
Laufzeit des Terminkaufs zu berücksichtigen sind. Für die 
Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz 
von Derivaten erworben werden, gelten die zu Punkt 10 
dieser Tagesordnung festgesetzten Regeln.

12.	 Beschlussfassung über Satzungsänderung

	� Derzeit enthält die Satzung der Gesellschaft in Paragraph 
9 Absatz 3 eine altersmäßige Begrenzung für Aufsichts-
ratsmitglieder. Aufsichtsratsmitglieder, die von der Haupt-
versammlung ohne Bindung an Wahlvorschläge gewählt 
werden können, sollen nur für eine Amtsdauer bestellt 
werden, die spätestens mit derjenigen ordentlichen Haupt
versammlung endet, die auf die Vollendung des 65. Lebens-
jahres des Aufsichtsratsmitglieds folgt. Vorstand und 
Aufsichtsrat sind der Ansicht, dass eine Altersgrenze von 
65 Lebensjahren für Aufsichtsratsmitglieder eine zu 
geringe Flexibilität bietet. Eine einzelfallbezogene Bewertung 
ist sachgerechter als die bisherige auf 65 Lebensjahre 
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beschränkte strikte Grenze. Andererseits soll die Satzung 
der Gesellschaft weiterhin eine absolute Altersobergrenze 
für Aufsichtsratsmitglieder enthalten. Aus diesem Grund 
soll die Altersgrenze auf die Vollendung des 75. Lebens
jahres angehoben werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

In Paragraph 9 Absatz 3 der Satzung der Gesellschaft 
werden die Worte „auf die Vollendung des 65. Lebensjahres“ 
durch die Worte „auf die Vollendung des 75. Lebensjahres“ 
ersetzt.

13.	� Beschlussfassung über die Zustimmung zu einem 
Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag zwi-
schen der Software AG und einer Tochtergesellschaft

	� Die Software AG hat am 9. März 2021 mit ihrer 100%igen 
Tochtergesellschaft Cumulocity GmbH mit Sitz in Düssel-
dorf (nachfolgend „Cumulocity“) einen Beherrschungs- 
und Gewinnabführungsvertrag geschlossen. Vorstand 
und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag zwischen der Software AG (als 
Obergesellschaft) und der Cumulocity GmbH zuzustimmen. 
Der Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag hat 
folgenden wesentlichen Inhalt:

a)	� Cumulocity unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft der 
Software AG. Die Software AG ist berechtigt, der Geschäfts
führung der Cumulocity hinsichtlich der Leitung der 
Gesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Geschäftsführung 
der Cumulocity ist verpflichtet, den Weisungen Folge zu 
leisten. Ausgeschlossen sind Weisungen, den Vertrag zu 
ändern, aufrechtzuerhalten oder zu beendigen. Die Eigen-
verantwortlichkeit der Geschäftsführung der Cumulocity 
bleibt bestehen. 

b)	� Die Cumulocity verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn 
entsprechend allen Vorschriften des § 301 AktG in seiner 
jeweils gültigen Fassung an die Software AG abzuführen. 
Abzuführen ist der ohne die Gewinnabführung entstehende 
Jahresüberschuss, vermindert um einen etwaigen Verlust-
vortrag aus dem Vorjahr und den nach § 268 Abs. 8 HGB 
ausschüttungsgesperrten Betrag.
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c)	� Die Cumulocity kann mit Zustimmung der Software AG 
Beträge aus dem Jahresüberschuss in andere Gewinn-
rücklagen einstellen, soweit dies handelsrechtlich zulässig 
und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
wirtschaftlich begründet ist.

d)	� Andere Gewinnrücklagen, die während der Dauer des Ver-
trages gebildet werden, sind auf Verlangen der Software AG 
aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages 
zu verwenden oder als Gewinn abzuführen.

e)	� Die Abführung von Erträgen aus der Auflösung von Kapital
rücklagen oder von vorvertraglichen Gewinnrücklagen ist 
ausgeschlossen.

f)	� Der Anspruch auf Gewinnabführung entsteht zum Stichtag 
des Jahresabschlusses der Cumulocity und wird zu diesem 
Zeitpunkt fällig. 

g)	� Die Software AG ist gegenüber der Cumulocity entspre-
chend allen Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils 
gültigen Fassung zur Verlustübernahme verpflichtet. 

h)	� Der Anspruch auf Verlustausgleich entsteht zum Stichtag 
des Jahresabschlusses der Cumulocity und wird zu diesem 
Zeitpunkt fällig. 

i)	� Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung der 
Hauptversammlung der Software AG und der Gesellschaf-
terversammlung der Cumulocity. Er wird mit Eintragung in 
das Handelsregister der Cumulocity wirksam und tritt – mit 
Ausnahme des Weisungsrechts – rückwirkend für die Zeit 
ab Beginn des Geschäftsjahres der Handelsregisterein-
tragung in das Handelsregister des Sitzes der Cumulocity 
in Kraft. 

j)	� Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann erstmals zum Ablauf von fünf Kalenderjahren nach 
Beginn des Geschäftsjahres, in dem der Vertrag wirksam 
geworden ist, oder, falls dieser Zeitpunkt nicht mit dem 
Ende eines Geschäftsjahres zusammenfällt, zum Ablauf 
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des zu diesem Zeitpunkt laufenden Geschäftsjahres mit 
einer Frist von sechs Monaten schriftlich gekündigt wer-
den. Wird er nicht gekündigt, so verlängert er sich bei glei-
cher Kündigungsfrist jeweils bis zum Ende des nächstfol-
genden Geschäftsjahres. 

k)	� Die Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt vorbehalten. Die 
Software AG kann den Vertrag insbesondere aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
wenn sie nicht mehr mehrheitlich an der Cumulocity betei-
ligt ist, wenn ihr nicht mehr die Mehrheit der Stimmrechte 
an der Cumulocity zusteht oder ein wichtiger Grund im 
Sinne des § 297 Absatz 1 AktG oder des § 14 Abs. 1 Nr. 3 
KStG in ihren jeweils gültigen Fassungen vorliegt. Ein 
wichtiger Grund wird insbesondere in der Veräußerung 
oder Einbringung der Cumulocity durch die Software AG, 
der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der 
Software AG oder der Cumulocity gesehen. 

l)	� Der Vertrag beinhaltet eine sogenannte salvatorische 
Klausel. Sollte eine Bestimmung des Vertrages unwirksam 
sein oder werden, so gelten die übrigen Bestimmungen 
gleichwohl. Die Parteien verpflichten sich, die unwirksame 
Bestimmung durch eine solche zu ersetzen, die dem wirt-
schaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am 
nächsten kommt. Entsprechendes gilt, wenn der Vertrag 
eine Lücke aufweisen sollte. Bei der Auslegung einzelner 
Bestimmungen des Vertrages sind die Vorgaben der §§ 14 
und 17 KStG in ihrer jeweils geltenden Fassung bzw. gege-
benenfalls die entsprechenden Nachfolgereglungen zu 
beachten.

Die Software AG ist alleinige Gesellschafterin der Cumulocity 
GmbH. Ausgleichszahlungen oder Abfindungen für außenste-
hende Gesellschafter gemäß §§ 304, 305 AktG sind nicht zu 
gewähren. 

Von der Einberufung der Hauptversammlung an sind 
folgende Unterlagen über unsere Website unter  
softwareag.com/hauptversammlung zugänglich:

59

https://investors.softwareag.com/de/events/annual-general-meeting


a)	� der Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 
zwischen der Software AG und der Cumulocity GmbH,

b)	� die Jahresabschlüsse und Konzernabschlüsse sowie die 
zusammengefassten Lageberichte für die Software AG 
und den Konzern zum 31. Dezember 2018, zum 31. Dezem-
ber 2019 und zum 31. Dezember 2020,

c)	� die Jahresabschlüsse für die Cumulocity GmbH zum 
31. Dezember 2018, zum 31. Dezember 2019 und zum 
31. Dezember 2020, 

d)	� der nach § 293a AktG erstattete gemeinsame Bericht des 
Vorstands der Software AG und der Geschäftsführung der 
Cumulocity GmbH.

Die Unterlagen werden auch während der Hauptversammlung 
zugänglich sein.

Berichte

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß 
§ 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung 

Die bisherige Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals 
(Genehmigtes Kapital), die nicht ausgenutzt worden ist, läuft 
mit Ablauf des 30. Mai 2021 aus. Durch den Beschluss unter 
Tagesordnungspunkt 8 wird eine neue Ermächtigung geschaffen, 
die für die Dauer von fünf Jahren vom Tag der Hauptversamm-
lung an gilt. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der 
Vorstand in die Lage versetzt, auch künftig in einem größeren 
Rahmen die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den 
geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. 
Es  ist vorgesehen, bei der Ausnutzung der Ermächtigung den 
Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Dabei 
können die neuen Aktien auch von einem oder mehreren 
Kreditinstitut(en) oder diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). 
Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten wird die 
Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert. 
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Der Vorstand soll allerdings ermächtigt werden, das Bezugsrecht 
der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

•	 Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen. Das dient dazu, im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein 
praktikables Bezugsverhältnis herzustellen. Dies erleichtert 
die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen 
Aufwand. 

•	 Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Kapitalerhöhungen 
gegen Sacheinlagen auszuschließen, die Unternehmens
zusammenschlüssen oder dem Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
dienen. Dies schließt den Zusammenschluss mit anderen 
Unternehmen ein, soweit sich der Zusammenschluss im 
Wege der Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage zum 
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen vollzieht. Bei dem 
Erwerb von Beteiligungen kann es sich um Beteiligungen 
jeder Größenordnung handeln. Damit soll der Vorstand in 
die Lage versetzt werden, in geeigneten Einzelfällen Aktien 
der Gesellschaft als Gegenleistung in diesen Fällen einzu-
setzen. Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, rasch 
und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich bietende 
Gelegenheiten für Unternehmenszusammenschlüsse oder 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen zu reagieren. Die Gesell-
schaft bewegt sich im Markt der Entwicklung von System
software, der hauptsächlich von US-amerikanischer 
Konkurrenz geprägt ist. Im US-Markt wird der Erwerb von 
Unternehmen oder Beteiligungen oft nicht über Barmittel 
abgewickelt, sondern im Wege des Aktientausches. Auch 
der Gesellschaft sollte diese Transaktionsform zur Ver
fügung stehen. 

Die mit der Ermächtigung angestrebte Möglichkeit der 
Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage zielt auf die Nutzung 
dieser Möglichkeiten. Im Wettbewerb mit anderen Unter-
nehmen der gleichen Branche, die ebenfalls über die Mög-
lichkeit zum Einsatz der Aktie als „Akquisitionswährung“ 
verfügen, dient dies dem Erhalt und der Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Erweiterung des eigenen 
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Portfolios. Die Möglichkeit der Überlassung von Aktien zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unter-
nehmensbeteiligungen oder im Rahmen von Unternehmens
zusammenschlüssen kann sich zudem gegenüber der 
Hingabe von Geld als die günstigere – weil liquiditäts
schonende – Finanzierungsform für die Gesellschaft erweisen 
und damit auch im Interesse der Aktionäre liegen. Vorstand 
und Aufsichtsrat werden in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 
ob der Ausschluss des Bezugsrechts zu diesem Zweck 
notwendig ist und ob der Wert des zu erwerbenden Unter-
nehmens oder der zu erwerbenden Unternehmensteile 
oder der zu erwerbenden Unternehmensbeteiligung in 
angemessenem Verhältnis zum Wert der neuen Aktien der 
Gesellschaft steht. Derzeit gibt es keine konkreten Akquisi-
tionsvorhaben, für die das Genehmigte Kapital ausgenutzt 
werden soll.

•	 Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht im Fall einer Kapital
erhöhung gegen Bareinlage zugunsten der Inhaber von 
Options- oder Wandlungsrechten oder den zur Options
ausübung oder Wandlung Verpflichteten aus Options- oder 
Wandelanleihen, die von der Software AG oder einer 100%igen 
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft 
der Software AG begeben wurden, auszuschließen. Auf 
diese Weise sollen die Inhaber von Options- oder Wandlungs-
rechten oder die zur Optionsausübung oder Wandlung 
Verpflichteten so berücksichtigt werden können, als sei das 
Recht bereits ausgeübt oder die Pflicht bereits erfüllt worden. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts in diesen Fällen hat den 
Vorteil, dass eine sonst nach den Options- oder Anleihe
bedingungen etwa erforderliche Ermäßigung des Wand-
lungs- oder Optionspreises für die bereits ausgegebenen 
Wandlungs- oder Optionsrechte oder die bereits begründeten 
Pflichten zur Wandlung oder Optionsausübung nicht erforder-
lich wird und dadurch gegebenenfalls insgesamt ein höherer 
Mittelzufluss ermöglicht wird. 

•	 Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer 
Barkapitalerhöhung mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Bar-
kapitalerhöhung 10 Prozent des zum Zeitpunkt der Beschluss
fassung der Hauptversammlung oder, falls dieser Betrag 
geringer ist, des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht über-
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steigt und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Höchstgrenze vermindert 
sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf 
diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft entfällt, die 
während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 
Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Die 
Höchstgrenze vermindert sich ferner um den anteiligen 
Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, 
die zur Bedienung von Options- oder Wandelanleihen mit 
Options- oder Wandlungsrecht oder mit Options- oder 
Wandlungspflicht höchstens auszugeben sind, sofern die 
Anleihen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Eine solche Barkapitalerhöhung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermöglicht 
es der Gesellschaft, günstige Marktsituationen sehr kurz-
fristig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe 
Festsetzung des Ausgabepreises bessere wirtschaftliche 
Konditionen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfest-
setzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung 
des Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 
Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis 
spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. Angesichts 
der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten 
besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, 
welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des 
Ausgabepreises und so zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit über dessen Ausübung (Bezugsverhalten) 
die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet oder mit 
zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann 
bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen 
der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf Änderungen 
der Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen 
Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die 
zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapital
beschaffung führen können.  

Der Vorstand soll somit mit dieser Form der Kapitalerhöhung 
in die Lage versetzt werden, unter flexibler Ausnutzung 
günstiger Marktverhältnisse die für die zukünftige Geschäfts-
entwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalaus-
stattung zu optimalen Bedingungen vorzunehmen. Bei 
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Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den 
Ausgabepreis so bemessen, dass er den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet, und einen eventuellen Abschlag 
vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabepreises vorherrschenden Markt
bedingungen möglichst niedrig bemessen. Hierdurch und 
durch die betragsmäßige Begrenzung der Ermächtigung 
auf 10 Prozent des Grundkapitals wird im Einklang mit § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG dem Interesse der Aktionäre an einem 
wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen 
und der Einflussverlust für die Aktionäre begrenzt. Aktio-
näre, die ihre Beteiligungsquote im Fall einer Kapitalerhö-
hung unter Ausschluss des Bezugsrechts aufrechterhalten 
möchten, haben die Möglichkeit, die erforderliche Anzahl 
von Aktien über die Börse zu erwerben. 

•	 Die Summe, der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgege-
benen Aktien, darf einen anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von 7.400.000 Euro (entsprechend 10 Prozent des im Zeit-
punkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals) 
nicht übersteigen. Diese Beschränkung stellt eine entspre-
chende Begrenzung von Bezugsrechtsausschlüssen nach 
oben hin sicher und begrenzt die mögliche Verwässerung 
der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre. 

Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von der 
vorgeschlagenen Ermächtigung Gebrauch zu machen. 
Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals berichten.

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2  
i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 9 der Tagesordnung

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche 
Grundlage für die weitere Entwicklung der Gesellschaft. Ins
besondere bei günstigen Kapitalmarktbedingungen bieten 
Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen die Möglichkeit, 
mit vergleichsweise niedriger Verzinsung Fremdkapital auf
zunehmen und zudem von den bei der Begebung der Schuld-
verschreibungen erzielten Options- bzw. Wandlungsprämien 
unmittelbar zu profitieren. Durch die Ermächtigung des Vor-
stands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Schuldverschrei-
bungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 750.000.000 Euro 
auszugeben sowie zur Schaffung des dazugehörigen Bedingten 
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Kapitals von bis zu 14.800.000 Euro, sollen daher im Interesse 
der Gesellschaft liegende flexible und kurzfristig realisierbare 
Finanzierungsmöglichkeiten eröffnet werden. Die Möglichkeit, 
bei Schuldverschreibungen eine Options- bzw. Wandlungs-
pflicht vorzusehen, erweitert zudem die Spielräume der Gesell-
schaft für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungsinstru-
mente. Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen soll die 
Gesellschaft aus Gründen der Flexibilität je nach Marktlage den 
deutschen oder die internationalen Kapitalmärkte in Anspruch 
nehmen und die Schuldverschreibungen zur Erleichterung 
außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines 
OECD-Landes ausgeben können.

Den Aktionären steht dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht zu 
(§ 221 Abs. 4 Satz 1 AktG). Bei Begebung der Schuldverschrei-
bungen soll der Vorstand jedoch auch die Möglichkeit haben, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht gemäß 
§ 221 Abs. 4 Satz 2 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 AktG in bestimmten 
Fällen ausschließen zu können. Von der Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts darf insgesamt nur in einem 
solchen Umfang Gebrauch gemacht werden, dass der anteilige 
Betrag (§ 8 Abs. 3 Satz 3 AktG) der insgesamt unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 7.400.000 Euro (ent-
sprechend 10 Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung) nicht überschreitet.

•	 Das Bezugsrecht soll zunächst mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden können. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge bei 
der Begebung der Schuldverschreibung ist erforderlich, um 
ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen 
zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge gering. Bei Abwägung dieser Umstände 
halten Vorstand und Aufsichtsrat die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen 
für erforderlich, geeignet, angemessen und im Interesse 
der Gesellschaft geboten.

•	 Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber 
bzw. Gläubiger von mit Options- bzw. Wandlungsrechten 
bzw. von mit Options- bzw. Wandlungspflichten ausgestat-
teten Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass im 
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Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- 
bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bzw. Gläubiger bereits 
bestehender Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. von mit 
Options- bzw. Wandlungspflichten ausgestatteten Schuld-
verschreibungen nicht nach den bestehenden Options- 
bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigt zu werden braucht. 
Hierdurch wird ein größtmöglicher Zufluss von Mitteln bei 
einer späteren Optionsausübung bzw. Wandlung bzw. der 
späteren Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
ermöglicht.

•	 Weiter soll das Bezugsrecht in entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen werden kön-
nen, sofern die Schuldverschreibungen gegen Barzahlung 
ausgegeben werden und soweit die Ausgabe zu einem 
Preis erfolgt, der den nach anerkannten, insbesondere 
finanzmathematischen Methoden ermittelten hypothetischen 
Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unter-
schreitet. Durch die Möglichkeit des Ausschlusses des 
Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, günstige 
Börsensituationen kurzfristig wahrzunehmen. So können 
beispielsweise Schuldverschreibungen an institutionelle 
Anleger ausgegeben und damit zusätzliche in- und aus
ländische Erwerber erreicht werden. 

Im Gegensatz zu einer Begebung von Schuldverschreibungen 
mit Bezugsrecht können bei einer Begebung unter Bezugs-
rechtsausschluss die endgültigen Konditionen der Schuld-
verschreibungen erst unmittelbar vor der Platzierung fest-
gesetzt werden, wodurch das Kursänderungsrisiko für den 
Zeitraum der verbleibenden Bezugsfrist vermieden wird. 
Bei Gewährung eines Bezugsrechts müssen dagegen die 
endgültigen Konditionen der Schuldverschreibung bis zum 
drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffentlicht werden. 
Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den 
Aktienmärkten würde damit ein Marktrisiko über mehrere 
Tage bestehen, welches zu Sicherheitsabschlägen bei 
der Festlegung der Konditionen der Emission und so zu 
gegebenenfalls nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 
ist bei der Gewährung eines Bezugsrechts die erfolgreiche 
Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichem 
Aufwand verbunden, solange Ungewissheit über die Aus-
übung der Bezugsrechte besteht. 

66



Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der 
Aktionäre werden trotz des vorgeschlagenen Bezugs-
rechtsausschlusses angemessen gewahrt. Dem Vermögens
interesse, insbesondere dem Schutz vor Verwässerung des 
Wertes ihrer Beteiligung, wird dadurch Rechnung getragen, 
dass die Schuldverschreibungen nur zu einem Preis ausge-
geben werden dürfen, der den nach anerkannten, insbe-
sondere finanzmathematischen, Methoden ermittelten 
hypothetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 
Hierdurch sinkt der Wert des Bezugsrechts auf nahezu null, 
sodass dem Aktionär kein wirtschaftlicher Nachteil durch 
einen Bezugsrechtsausschluss entsteht. 

Darüber hinaus beschränkt sich die Ermächtigung auf die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Rechten auf 
Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der 
insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals nicht übersteigen 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Damit ist 
sichergestellt, dass die Gesamtzahl der zur Bedienung der 
Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. der Options- bzw. 
Wandlungspflichten auszugebenden Aktien insgesamt 
10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung übersteigt; dies 
entspricht den Erfordernissen des § 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Auf diese Begrenzung ist die Ver-
äußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG erfolgt. Darüber hinaus sind auf diese Begrenzung 
die Aktien anzurechnen, die aufgrund der Ermächtigung 
aus genehmigtem Kapital während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. 

Aufgrund der Begrenzung des Volumens auf 10 Prozent 
des Grundkapitals und des Erfordernisses einer marktnahen 
Festlegung des Ausgabepreises der Schuldverschreibung 
scheidet aus Sicht der Aktionäre daher eine relevante 
Einbuße der Beteiligungsquote aus.
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Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5  
i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG  
zu Tagesordnungspunkt 10

Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird die Gesellschaft 
in die Lage versetzt, bis zum 11. Mai 2026 eigene Aktien bis zur 
Höhe von 10 Prozent des zum Zeitpunkt der Hauptversamm-
lung bestehenden Grundkapitals zu erwerben, um die mit dem 
Erwerb von eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren. Die in der 
Hauptversammlung 2016 erteilte Ermächtigung besteht noch 
bis zum Ablauf des 30. Mai 2021. Aufgrund des bevorstehenden 
Auslaufens der Ermächtigung soll bereits in der Hauptver-
sammlung vom 12. Mai 2021 eine neue Ermächtigung geschaf-
fen und die bestehende Ermächtigung aufgehoben werden. 
Damit besteht für die kommenden fünf Jahre erneut die 
Möglichkeit zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 
10 Prozent des Grundkapitals. Auf die erworbenen Aktien dürfen 
zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche die Gesellschaft 
bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr nach den 
§§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 
mehr als 10 Prozent des jeweiligen Grundkapitals entfallen. Von 
der auf der Hauptversammlung 2016 erteilten Ermächtigung 
hat der Vorstand mit dem Aktienrückkaufprogramm 2017 
Gebrauch gemacht. Die Gesellschaft hat unter Ausnutzung 
der Ermächtigung der Hauptversammlung 2016 insgesamt 
2.326.892 Aktien zu einem durchschnittlichen Kaufpreis von 
38,49 Euro je Aktie (exklusive Erwerbsnebenkosten) und damit 
zu einem Gesamtpreis von 89.559.770 Euro erworben. Im 
Geschäftsjahr 2017 wurden 2.600.000 eigene Aktien eingezo-
gen und das Grundkapital entsprechend herabgesetzt, zudem 
wurden im Geschäftsjahr 2017 insgesamt 71.500 eigene Aktien 
zur Erfüllung des aktienorientierten Vergütungsprogrammes 
MIP III verwendet. Im Geschäftsjahr 2018 wurden 2.400.000 
eigene Aktien eingezogen und das Grundkapital entsprechend 
herabgesetzt, zudem wurden im Geschäftsjahr 2018 insge-
samt 3.650 eigene Aktien zur Erfüllung des aktienorientierten 
Vergütungsprogrammes MIP III verwendet.

Nach der neuen Ermächtigung sollen die eigenen Aktien über 
die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder der Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden können. 
Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die 
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von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, muss die 
Annahme nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, 
eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner 
Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. 
Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der 
Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbe-
stände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung 
zu erleichtern.

Die Veräußerung erworbener eigener Aktien erfolgt über die 
Börse oder in anderer geeigneter Weise unter Wahrung der 
Gleichbehandlung der Aktionäre. Dafür kommt insbesondere 
ein Angebot an alle Aktionäre zum Erwerb von Aktien in 
Betracht. Von der Gleichbehandlung kann in folgenden Fällen 
abgewichen werden: 

•	 Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht unter Buchstabe e) 
zunächst vor, dass der Vorstand in entsprechender Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eine Veräußerung der erworbenen eigenen 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, wenn die 
eigenen Aktien gegen Barzahlung und zu einem Preis ver-
äußert werden, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht 
wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird einen eventu-
ellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt 
der Veräußerung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglichst niedrig bemessen. Von dieser Ermächtigung darf 
nur bis zur Höhe von 10 Prozent des bei Erteilung dieser 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung beste-
henden Grundkapitals Gebrauch gemacht werden. Auf 
diese Höchstgrenze werden Aktien angerechnet, die unter 
Ausnutzung anderweitiger Ermächtigungen zur Ausgabe 
von Aktien oder Options-/Wandelschuldverschreibungen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden oder höchstens auszuge-
ben sind. Hierdurch wird im Einklang mit § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen 
Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Außerdem 
behält jeder Aktionär durch den börsenkursnahen Platzie-
rungspreis der neuen Aktien die Möglichkeit, die zur Auf-
rechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu 
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annähernd gleichen Bedingungen am Markt zu erwerben. 
Eine Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermöglicht es der Gesell-
schaft, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell 
zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung des 
Preises im Vergleich zur Situation bei Einräumung des 
Bezugsrechts bessere wirtschaftliche Konditionen zu 
erreichen.

•	 Der Beschlussvorschlag sieht unter f) vor, dass Arbeitnehmern 
der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen 
sowie Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft und 
Geschäftsführungen der mit ihr verbundenen Unternehmen 
in Erfüllung im Rahmen künftiger unter Beachtung von 
§ 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG von der Hauptversammlung 
beschlossener Aktienoptionsprogramme eigene Aktien 
zum Erwerb angeboten und übertragen werden können. 
Vor einer solchen Verwendung wird diese Ermächtigung auf 
Grundlage des Aktienoptionsprogramms konkretisiert werden. 

•	 Der Vorstand soll unter Buchstabe g) ferner ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die erworbenen 
eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre an Dritte zu veräußern, soweit dies zum Zweck 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen und/
oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt. Damit soll der 
Vorstand in die Lage versetzt werden, in geeigneten Einzel-
fällen Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung in diesen 
Fällen einzusetzen. Die Gesellschaft soll damit in Ergänzung 
zu der bestehenden Möglichkeit der Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals die Möglichkeit erhalten, rasch und 
erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich bietende 
Gelegenheiten zu Unternehmenszusammenschlüssen oder 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen zu reagieren oder unter 
Vermeidung einer Verwässerung der Beteiligung der Aktionäre 
rechtlichen Verpflichtungen oder sich sonst ergebenden 
Erfordernissen zur Lieferung von Aktien im Zusammen-
hang mit Unternehmenserwerben oder -zusammen-
schlüssen nachzukommen. Die Gesellschaft bewegt sich 
im Markt der Entwicklung von Systemsoftware, der haupt-
sächlich von US-amerikanischer Konkurrenz geprägt ist. Im 
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US-Markt wird der Erwerb von Unternehmen oder Beteili-
gungen oft nicht über Barmittel abgewickelt, sondern im 
Wege des Aktientausches. Auch der Gesellschaft sollte 
diese Transaktionsform zur Verfügung stehen. Die mit der 
Ermächtigung angestrebte Möglichkeit der Wiederveräuße-
rung zurückerworbener eigener Aktien zielt auf die Nutzung 
dieser Möglichkeiten. Im Wettbewerb mit anderen Unter-
nehmen der gleichen Branche, die ebenfalls über die Mög-
lichkeit zum Einsatz der Aktie als „Akquisitionswährung“ 
verfügen, dient dies dem Erhalt und der Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Erweiterung des eigenen 
Portfolios. Die Möglichkeit der Überlassung von Aktien zum 
Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 
kann sich zudem gegenüber der Hingabe von Geld als die 
günstigere – weil liquiditätsschonende – Finanzierungsform 
für die Gesellschaft erweisen und liegt damit auch im Inter-
esse der Aktionäre. 

•	 Ferner soll die Gesellschaft unter Buchstabe h) der Ermäch-
tigung die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zur Bedie-
nung der Bezugsrechte der Inhaber von Optionsscheinen 
oder Wandelschuldverschreibungen zu verwenden, die von 
der Gesellschaft oder einer 100%igen unmittelbaren oder 
mittelbaren Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft 
begeben werden. Damit können eigene Aktien der Gesell-
schaft zur Bedienung der Bezugsrechte aus diesen Anleihen 
verwendet werden. Die Ermächtigung erfasst alle Fälle, in 
denen nach den Options- oder Anleihebedingungen Aktien 
der Gesellschaft zu liefern sind, also neben der Ausübung 
von Options- und Wandlungsrechten auch die Lieferung in 
Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten oder auf-
grund der Ausübung von Wahlrechten der Gesellschaft. 
Ferner kommt die Lieferung in Fällen in Betracht, in denen 
die Anleihebedingungen im Rahmen von Verwässerungs-
schutzbestimmungen die Lieferung von Aktien vorsehen 
oder erlauben. Die Lieferung eigener Aktien vermeidet im 
Gegensatz zu einer Lieferung aus bedingtem Kapital eine 
Verwässerung der Aktionäre und liegt damit auch in deren 
Interesse. Die Entscheidung über die Lieferung eigener 
Aktien wird von Vorstand und Aufsichtsrat allein unter 
Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre zum fraglichen Zeitpunkt getroffen.
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•	 Der Vorstand soll ferner unter Buchstabe i) ermächtigt 
werden, die aufgrund der Ermächtigung nach Buchstabe 
a) oder aufgrund einer früher erteilten Ermächtigung erwor-
benen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungs-
beschluss ganz oder zum Teil, auch in mehreren Teilschritten, 
einzuziehen. Dabei kann die Einziehung auch ohne Herab-
setzung des Grundkapitals erfolgen durch Anpassung des 
anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital 
der Gesellschaft. In diesem Zusammenhang soll der Vorstand 
auch zur erforderlichen Anpassung der Angabe der Zahl der 
Stückaktien in der Satzung ermächtigt sein.  

Die Einziehung eigener Aktien mit oder ohne Kapitalherab-
setzung führt dazu, dass sich der Anteil jedes Aktionärs am 
Grundkapital erhöht, weil sich entweder das Grundkapital 
reduziert oder der rechnerische Nennbetrag pro Aktie erhöht. 

•	 Unter Buchstabe j) soll geregelt werden, dass die Ermächti-
gungen zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
jeweils ganz oder in Teilen, in letzterem Fall auch mehrmals, 
durch die Gesellschaft, aber auch durch ihre Konzerngesell-
schaften oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte 
ausgeübt werden können. Zudem soll der Erwerb eigener 
Aktien in Verfolgung eines oder mehrerer der in der 
Ermächtigung genannten Zwecke erfolgen dürfen.

72



Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5  
i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG  
zu Tagesordnungspunkt 11

Unter Punkt 10 der Tagesordnung wird die Gesellschaft ermäch-
tigt, eigene Aktien zu erwerben. Diese Ermächtigung wird, 
durch die unter Punkt 11 der Tagesordnung geregelte Möglich-
keit des Erwerbs unter Einsatz von Derivaten, ergänzt.

Der Einsatz von Put- oder Call-Optionen oder Terminkauf
verträgen beim Erwerb eigener Aktien gibt der Gesellschaft die 
Möglichkeit, einen Rückkauf zu optimieren. Er soll, wie schon 
die gesonderte Begrenzung auf 5 Prozent des Grundkapitals 
verdeutlicht, das Instrumentarium des Aktienrückkaufs ergänzen, 
aber zugleich auch seine Einsatzmöglichkeiten erweitern. Die 
Laufzeit der Optionen oder Terminkaufverträge darf 18 Monate 
nicht überschreiten und muss dabei so gewählt werden, dass 
der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen oder Terminkauf-
verträge spätestens bis zum Ende der Ermächtigung nach 
Punkt 10 der Tagesordnung, also am 11. Mai 2026 erfolgt. Sowohl 
die Vorgaben für die Ausgestaltung der Optionen und der 
Terminkaufverträge als auch die Vorgaben für die zur Beliefe-
rung geeigneten Aktien stellen sicher, dass auch bei dem 
Erwerb unter Einsatz von Derivaten dem Grundsatz der Gleich-
behandlung der Aktionäre Rechnung getragen wird.

Für die Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Ein-
satz von Derivaten erworben werden, gelten die zu Punkt 10 
dieser Tagesordnung festgesetzten Regeln. Auf die Erläuterungen 
im Bericht des Vorstands zu Punkt 10 dieser Tagesordnung 
wird verwiesen.
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Weitere Angaben und Hinweise

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, 
die ordentliche Hauptversammlung 2021 auf Grundlage des 
COVID-19-Gesetzes i. V. m. Artikel 11 Abs. 1 Nr. 3 b) des Änderungs-
gesetzes als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre (nachfolgend 
jeweils „Aktionäre“) sowie ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. 
Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-
tigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft) ist damit ausgeschlossen.

Sämtliche Zeitangaben im Abschnitt „Weitere Angaben und 
Hinweise“ sind in mitteleuropäischer Sommerzeit (MESZ) 
angegeben. Dies entspricht der koordinierten Weltzeit (UTC) 
minus zwei Stunden (UTC = MESZ-2 h).

Übertragung der Hauptversammlung  
im Internet 

Aktionäre können mithilfe ihrer Zugangsdaten, die den Aktio-
nären zusammen mit dem Einladungsschreiben zugesandt 
werden, die gesamte Versammlung am Tag der Hauptver-
sammlung ab 10:00 Uhr (MESZ) über das Aktionärsportal unter 
softwareag.com/hauptversammlung in Bild und Ton verfolgen. 
Bevollmächtigte haben die gleiche Möglichkeit durch Eingabe 
der erhaltenen Zugangsdaten. 

Die Eröffnung der virtuellen Hauptversammlung durch den 
Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstands werden 
am Tag der Hauptversammlung ab 10:00 Uhr (MESZ) unter 
softwareag.com/hauptversammlung für jedermann zugänglich 
übertragen.

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten, die sich ordnungsgemäß 
zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet haben, haben 
im Zusammenhang mit der virtuellen Hauptversammlung das 
Recht zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl, 
insbesondere über elektronische Kommunikationsmittel, und 
zur Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesell-
schaft oder von sonstigen Bevollmächtigten. Den Aktionären 
wird ein Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation 
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eingeräumt. Aktionäre können zudem im Wege elektronischer 
Kommunikation Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt-
versammlung erheben. Näheres wird nachfolgend erläutert.

Voraussetzungen für die Ausübung  
des Stimmrechts

Zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre – 
persönlich oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die im 
Aktienregister eingetragen sind und sich bis zum Ablauf des 
5. Mai 2021 (24:00 Uhr [MESZ]) bei der Gesellschaft angemeldet 
haben („Anmeldefrist“). Ist ein Intermediär (insbesondere ein 
Kreditinstitut) im Aktienregister eingetragen, so kann dieser 
das Stimmrecht für Aktien, die ihm nicht gehören, nur auf-
grund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben.

Die Anmeldung kann über die Website der Gesellschaft durch 
Nutzung des Aktionärsportals unter der Internetadresse 
softwareag.com/hauptversammlung erfolgen. Die dafür 
benötigten Zugangsdaten werden den Aktionären zusammen 
mit dem Einladungsschreiben zugesandt. Weitere Hinweise 
zum Anmeldeverfahren finden sich auf dem zusammen mit 
dem Einladungsschreiben übersandten Anmeldeformular 
sowie online im Aktionärsportal.

Wird nicht das Aktionärsportal zur Anmeldung verwendet, 
muss die Anmeldung anderweitig in Textform (§ 126b BGB) in 
deutscher oder englischer Sprache erfolgen und der Gesell-
schaft spätestens bis zum Ablauf der Anmeldefrist unter der 
folgenden Adresse zugehen:

Software AG  
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
oder per Fax unter: +49 89 30903-74675 
oder per E-Mail unter: anmeldestelle@computershare.de

Maßgeblich für das Stimmrecht ist der Stand des Aktienregis-
ters am Tag der Hauptversammlung. Aufträge zur Umschreibung 
des Aktienregisters, die der Gesellschaft nach dem Ablauf der 
Anmeldefrist bis zum Tag der Hauptversammlung (das heißt 
vom 6. bis zum 12. Mai 2021) zugehen, werden erst mit Wirkung 
nach der Hauptversammlung verarbeitet (sogenannter 
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Umschreibungsstopp). Der Eintragungsstand am Tag der 
Hauptversammlung entspricht deshalb dem Eintragungsstand 
mit Ablauf des 5. Mai 2021 (sogenanntes Technical Record 
Date). Mit der Anmeldung zur Hauptversammlung und dem 
Umschreibungsstopp ist keine Sperre der Veräußerbarkeit der 
Aktien verbunden.

Stimmabgabe

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen 
im Wege der Briefwahl (auch mittels elektronischer Kommunika-
tion) abgeben. Die Stimmabgabe erfolgt entweder elektronisch 
im Aktionärsportal unter softwareag.com/hauptversammlung 
oder mit dem Anmeldeformular, das dem Einladungsschreiben 
zur virtuellen Hauptversammlung beiliegt und an die oben 
für die Anmeldung genannte Anschrift zurückzusenden ist. 
Für die elektronische Stimmabgabe verwenden Aktionäre ihre 
Zugangsdaten, die den Aktionären zusammen mit dem Ein
ladungsschreiben zugesandt werden. Bevollmächtigte ver-
wenden für die elektronische Stimmabgabe im Aktionärsportal 
unter softwareag.com/hauptversammlung die erhaltenen 
Zugangsdaten. 

Die Stimmabgabe durch ordnungsgemäß angemeldete Aktio-
näre mithilfe des der Einladung beiliegenden Formulars muss 
der Gesellschaft unter der oben für die Anmeldung genannten 
Anschrift spätestens am Dienstag, 11. Mai 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ), vorliegen.

Bis zum Ende der Abstimmung in der virtuellen Hauptversamm-
lung können Briefwahlstimmen elektronisch im Aktionärsportal 
unter softwareag.com/hauptversammlung abgegeben werden. 
Bis zu diesem Zeitpunkt können Briefwahlstimmen im Aktionärs
portal unter softwareag.com/hauptversammlung auch noch 
geändert bzw. widerrufen werden. Dies gilt auch für bereits mit 
dem Anmeldeformular (wie oben angegeben) abgegebene 
Briefwahlstimmen. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass diese im Vorfeld der virtuellen 
Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe 
zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entspre-
chende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
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Elektronische Bestätigung der 
Stimmabgabe bei elektronischer Briefwahl

Aktionäre oder deren Bevollmächtigte, die Stimmen im Wege 
der elektronischen Briefwahl abgeben, erhalten von der Gesell-
schaft eine elektronische Bestätigung über die elektronische 
Ausübung der Stimmrechte entsprechend den Anforderungen 
des § 118 Abs. 1 Satz 3 bis 5 AktG i. V. m. Artikel 7 Abs. 1, Artikel 9 
Abs. 5 Unterabs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212. 
Diese Bestätigung wird nach Abgabe der elektronischen Brief-
wahl im Aktionärsportal der Gesellschaft dem Aktionär oder im 
Falle der Bevollmächtigung dem Bevollmächtigten unmittelbar 
bereitgestellt.

Wird die Stimme nicht durch den Aktionär selbst, sondern 
durch einen Intermediär im Sinne des § 67 Abs. 4 AktG mittels 
elektronischer Briefwahl abgegeben, so hat der Intermediär die 
elektronische Bestätigung über die elektronische Ausübung 
des Stimmrechts gemäß § 118 Abs. 1 Satz 4 AktG unverzüglich 
dem Aktionär zu übermitteln.

Die Gesellschaft behält sich vor, sich eines Dritten zur Über-
mittlung der elektronischen Bestätigung der Stimmabgabe zu 
bedienen.

Nachweis der Stimmzählung

Aktionäre oder deren Bevollmächtigte können gemäß § 129 
Abs. 5 Satz 1 AktG von der Gesellschaft innerhalb eines Monats 
nach der Hauptversammlung, das heißt bis zum Montag, 
14. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), eine Bestätigung verlangen, 
ob und wie die abgegebenen Stimmen gezählt wurden.  
Diese Bestätigung kann im Aktionärsportal mithilfe der 
Zugangsdaten bis Montag, 14. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), 
abgerufen werden.

Werden die Stimmen nicht durch den Aktionär selbst, sondern 
durch einen Intermediär im Sinne des § 67 Abs. 4 AktG abge-
geben und ruft dieser die vorgenannte Bestätigung im Aktio-
närsportal ab, so hat der Intermediär diese Bestätigung über 
die Zählung der abgegebenen Stimmen gemäß § 129 Abs. 5 
Satz 3 AktG unverzüglich dem Aktionär zu übermitteln.
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Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt 
werden. Das Erfordernis der ordnungsgemäßen Anmeldung 
(siehe oben) bleibt davon unberührt. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere 
von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 
Textform (§ 126b BGB). Für die Erteilung von Vollmachten an 
Intermediäre oder andere nach § 135 AktG gleichgestellte 
Personen oder Institutionen und deren Widerruf sowie für die 
entsprechenden Nachweise gegenüber der Gesellschaft gelten 
die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG, 
sowie unter Umständen ergänzende, von den zu Bevollmäch-
tigenden aufgestellte Anforderungen. Wir bitten unsere Aktio-
näre, sich insoweit mit den jeweils zu Bevollmächtigenden 
abzustimmen.

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch 
geführt werden, dass der Bevollmächtigte diesen per Post, 
per Fax oder per E-Mail an die folgende Adresse („Bevollmäch-
tigungsadresse“) übermittelt:

Software AG  
c/o Computershare Operations Center 
80249 München  
Fax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Alternativ besteht die Möglichkeit, den Nachweis elektro-
nisch über das Aktionärsportal unter softwareag.com/
hauptversammlung zu erbringen. Im Vorfeld der Hauptver-
sammlung können Nachweise einer erteilten Bevollmächtigung 
bis zum Ablauf des 11. Mai 2021 (24:00 Uhr [MESZ]) auf sämt-
lichen vorgenannten Kommunikationswegen erbracht werden. 
Die Möglichkeit des Nachweises über das Aktionärsportal unter 
softwareag.com/hauptversammlung besteht auch noch nach 
diesem Zeitpunkt bis zum Ende der Abstimmung in der virtuellen 
Hauptversammlung. Bis zu diesem Zeitpunkt können bereits 
erteilte Vollmachten auf diesem Weg auch noch geändert oder 
widerrufen werden.
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Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, 
wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über 
die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 
Auch die Änderung oder der Widerruf einer bereits erteilten 
Vollmacht kann auf den vorgenannten Übermittlungswegen 
unmittelbar gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, 
werden gebeten, zur Erteilung der Vollmacht das Formular zu 
verwenden, das die Gesellschaft dafür bereithält. Es wird mit 
dem Anmeldeformular zur Verfügung gestellt und kann auch 
auf der Website der Gesellschaft unter softwareag.com/ 
hauptversammlung heruntergeladen werden. Es kann zudem 
unter der oben genannten Bevollmächtigungsadresse posta-
lisch oder per Fax angefordert werden.

Auch die Bevollmächtigten können das Stimmrecht in der 
Hauptversammlung nur durch Briefwahl (auch mittels elektro-
nischer Kommunikation) oder durch Erteilung von (Unter-)Voll-
macht, insbesondere an den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter, ausüben. Damit ein Bevollmächtigter die 
virtuelle Hauptversammlung über das Aktionärsportal verfol-
gen und eine elektronische Briefwahl oder eine Erteilung von 
(Unter-)Vollmacht auch auf elektronischem Weg über das 
Aktionärsportal vornehmen kann, benötigt dieser Bevollmäch-
tigte die Zugangsdaten des Aktionärs für das Aktionärsportal. 
Bei Erteilung der Vollmacht gleichzeitig mit der Anmeldung 
zur virtuellen Hauptversammlung oder bei der Erteilung über 
das Aktionärsportal werden die Zugangsdaten direkt an den 
Bevollmächtigten übersandt. Ansonsten ist die Weitergabe der 
Zugangsdaten an den Bevollmächtigten durch den Aktionär 
erforderlich.

Ergänzend bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, den 
von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimm-
rechtsvertreter zu bevollmächtigen und sich von diesem in der 
Hauptversammlung bei der Ausübung des Stimmrechts ver-
treten zu lassen. Auch in diesem Fall ist eine ordnungsgemäße 
Anmeldung (siehe oben) erforderlich. Dem von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter müssen ausdrückliche und 
eindeutige Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 
erteilt werden. Der von der Gesellschaft benannte Stimm-
rechtsvertreter ist verpflichtet, entsprechend den erteilten 
Weisungen abzustimmen. Sollte zu einem Tagesordnungs-
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punkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass diese im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mit
geteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungs-
punkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden 
Punkt der Einzelabstimmung. Sollte zu einzelnen Beschluss-
gegenständen keine oder keine eindeutige Weisung vorliegen, 
ist der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter 
insoweit nicht zur Stimmrechtsausübung befugt und wird sich 
im Fall einer Abstimmung der Stimme enthalten. Die Gesell-
schaft weist ihre Aktionäre darauf hin, dass der von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter keine Aufträge zur 
Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs
beschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder von Anträgen 
entgegennimmt. 

Im Vorfeld der Hauptversammlung können Vollmachten und 
Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter in Textform (§ 126b BGB) per Post oder per 
Fax oder per E-Mail bis zum Ablauf des 11. Mai 2021 (24:00 Uhr 
[MESZ]) an die vorstehend genannte Adresse erteilt, geändert 
oder widerrufen werden. Maßgeblich ist jeweils der Zugang 
bei der Gesellschaft. Alternativ besteht die Möglichkeit, die 
Bevollmächtigung elektronisch über das Aktionärsportal unter 
softwareag.com/hauptversammlung vorzunehmen. Die Mög-
lichkeit der Bevollmächtigung elektronisch über das Aktionärs
portal unter softwareag.com/hauptversammlung besteht bis 
zum Ende der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung. 
Bis zu diesem Zeitpunkt können bereits erteilte Vollmachten 
und Weisungen auf diesem Weg auch noch geändert oder 
widerrufen werden.

Formulare zur Vollmachts- und Weisungserteilung an den von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden mit 
dem Anmeldeformular überlassen; sie können zudem unter der 
oben genannten Bevollmächtigungsadresse postalisch oder 
per Fax angefordert oder auf der Website der Gesellschaft 
unter softwareag.com/hauptversammlung heruntergeladen 
werden. 
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Rechte der Aktionäre

1.  Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 
müssen der Gesellschaft bis zum Ablauf des 11. April 2021 
(24:00 Uhr [MESZ]) zugehen. Die Adresse zur Übermittlung von 
Ergänzungsanträgen und die Faxnummer (zusammen 
„Antragsadresse“) lauten:

Software AG 
Uhlandstraße 12 
64297 Darmstadt 
Fax: +49 6151 92341669

Weitergehende Erläuterungen zu Ergänzungsanträgen zur 
Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG und deren Vorausset-
zungen finden sich auf der Website der Gesellschaft unter 
softwareag.com/hauptversammlung.

2.  Anträge von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 AktG 

Bis zum Ablauf des 27. April 2021 (24:00 Uhr [MESZ]) der Gesell-
schaft in Textform unter der vorgenannten Antragsadresse 
oder per E-Mail an hauptversammlung@softwareag.com zuge-
gangene Gegenanträge von Aktionären zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG werden 
den Aktionären unverzüglich im Internet unter softwareag.com/
hauptversammlung zugänglich gemacht. 

Anträge von Aktionären, die nach § 126 AktG zugänglich zu 
machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 S. 2 COVID-19-Gesetz 
i. V. m. Artikel 11 Abs. 1 Nr. 1 b) des Änderungsgesetzes als in der 
Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende Aktionär 
ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung ange-
meldet ist.

Weitergehende Erläuterungen zu den Gegenanträgen nach 
§ 126 Abs. 1 AktG und deren Voraussetzungen sowie zu den 
Gründen, aus denen gemäß § 126 Abs. 2 AktG ein Gegenantrag 
und dessen Begründung nicht über die Website zugänglich 
gemacht werden müssen, stehen auf der Website der Gesell-
schaft unter softwareag.com/hauptversammlung zur Verfügung.
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3.  Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 127 AktG 

Bis zum Ablauf des 27. April 2021 (24:00 Uhr [MESZ]) der Gesell-
schaft in Textform (§ 126b BGB) unter der vorgenannten Antrags
adresse oder per E-Mail an hauptversammlung@softwareag.com 
zugegangene Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG 
werden den Aktionären unverzüglich im Internet unter  
softwareag.com/hauptversammlung zugänglich gemacht. 

Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 127 AktG zugäng-
lich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 S. 2 COVID-19-
Gesetz i. V. m. Artikel 11 Abs. 1 Nr. 1 b) des Änderungsgesetzes 
als in der Versammlung gestellt, wenn der den Wahlvorschlag 
unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 
Hauptversammlung angemeldet ist.

Weitergehende Erläuterungen zu Wahlvorschlägen nach § 127 
AktG und deren Voraussetzungen sowie zu den Gründen, aus 
denen gemäß § 127 Satz 1 i. V. m. 126 Abs. 2 AktG ein Wahlvor-
schlag und dessen Begründung nicht über die Website 
zugänglich gemacht werden müssen, stehen auf der Website 
der Gesellschaft unter softwareag.com/hauptversammlung zur 
Verfügung.

4.  Fragerecht der Aktionäre

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmäch-
tigten (ausgenommen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 
haben ein Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation 
gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz i. V. m. Artikel 11 
Abs. 1 Nr. 1 a) des Änderungsgesetzes. Fragen können aus-
schließlich elektronisch über das Aktionärsportal unter 
softwareag.com/hauptversammlung oder per E-Mail an 
hauptversammlung@softwareag.com bis zum 10. Mai 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), eingereicht werden. 
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Für die elektronische Einreichung von Fragen über das 
Aktionärsportal verwenden ordnungsgemäß angemeldete 
Aktionäre ihre Zugangsdaten, die zusammen mit dem Ein
ladungsschreiben versandt werden. Bevollmächtigte ordnungs-
gemäß angemeldeter Aktionäre verwenden für die Einreichung 
von Fragen über das Aktionärsportal unter softwareag.com/
hauptversammlung ebenfalls die erhaltenen Zugangsdaten. 

Nach § 1 Abs. 2 S. 2 COVID-19-Gesetz i. V. m. Artikel 11 Abs. 1 Nr. 
1 b) des Änderungsgesetzes entscheidet der Vorstand nach 
pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 
Er kann dabei insbesondere Fragen zusammenfassen.

5. � Möglichkeit zum Widerspruch gegen Beschlüsse  
der virtuellen Hauptversammlung  
gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die ihr Stimmrecht 
durch Briefwahl oder durch Bevollmächtigte ausgeübt haben, 
können gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz i. V. m. 
Artikel 11 Abs. 1 Nr. 1 b) des Änderungsgesetzes – persönlich 
oder durch Bevollmächtigte – während der Dauer der virtuellen 
Hauptversammlung über das Aktionärsportal unter softwareag. 
com/hauptversammlung mit den Zugangsdaten abweichend 
von § 245 Nr. 1 AktG Widerspruch gegen Beschlüsse der virtu-
ellen Hauptversammlung zur Niederschrift einlegen, ohne dass 
sie physisch in der Hauptversammlung erscheinen. 

Internetseite, über die Informationen gemäß § 124a AktG 
zugänglich sind:
Diese Einberufung der Hauptversammlung, die zugänglich 
zu machenden Unterlagen, Anträge und Wahlvorschläge von 
Aktionären sowie weitere Informationen stehen auch auf 
der Website der Gesellschaft unter softwareag.com/
hauptversammlung zur Verfügung. Sie werden auch während 
der Hauptversammlung am 12. Mai 2021 online zugänglich sein.
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Ergänzende Angabe nach § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WpHG 
Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
beträgt das Grundkapital der Gesellschaft 74.000.000 Euro 
und ist in 74.000.000 Stückaktien eingeteilt. Soweit nicht im 
Einzelfall gesetzliche Gründe für das Ruhen des Stimmrechts 
bestehen, gewährt jede Stückaktie in der Hauptversammlung 
eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt daher 
74.000.000. Zum Stichtag (15. März 2021) ist die Gesellschaft 
im Besitz von 20.111 eigenen Aktien gemäß §§ 71 ff. AktG, aus 
denen ihr gemäß § 71b AktG keine Rechte, insbesondere keine 
Stimmrechte, zustehen; der Gesellschaft sind daneben keine 
anderen Umstände des Ruhens von Stimmrechten bekannt. 
Unter Abzug der eigenen Aktien der Gesellschaft beträgt die 
Anzahl der stimmberechtigten Aktien daher nach dem Kennt-
nisstand der Gesellschaft zum Stichtag 73.979.889.

Informationen zum Datenschutz
1)	� Allgemeine Informationen 

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung der Hauptversammlung der 
Software AG als virtuelle Hauptversammlung ohne physi-
sche Präsenz der Aktionäre und deren Bevollmächtigten 
informiert die Software AG nachfolgend über die Erhebung 
und Verarbeitung personenbezogener Daten und diesbe-
züglicher Rechte gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – „DSGVO“), dem Bundes-
datenschutzgesetz („BDSG“), dem Aktiengesetz („AktG“), 
dem COVID-19 Gesetz und dem Änderungsgesetz. 

Das Aktionärsportal ist erreichbar über die Website 
softwareag.com/hauptversammlung; zu den hiesigen 
Informationen ergänzend, sind die Datenschutzhinweise, 
die im Aktionärsportal von dessen Betreiber hinterlegt sind, 
zu beachten. 

Für die Verarbeitung ist die Software AG die Verantwort
liche gemäß Art. 4 Nr. 7 DSGVO. 

Der Datenschutzbeauftragte der Software AG ist hier zu 
erreichen: Datenschutzbeauftragter, Uhlandstraße 12, 
64297 Darmstadt, E-Mail: dataprotection@softwareag.com.
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2)	� Betroffene personenbezogene Daten 

Die Software AG verarbeitet die folgenden personen
bezogenen Daten von teilnehmenden Aktionären und 
deren Bevollmächtigen:
•	 Vor- und Nachname
•	 Anschrift
•	 Telefonnummer
•	 E-Mail-Adresse
•	 Aktienanzahl, -gattung und Besitzart
•	 Zugangsdaten für den Zutritt zum Aktionärsportal
•	 Erteilung etwaiger Stimmrechtsvollmachten an 

Bevollmächtigte

3)	� Zweck und Rechtsgrundlage für Datenverarbeitung 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung sind die Bestimmun-
gen des Aktien-, Aufsichts-, Steuer- und Handelsrechts 
einschließlich der relevanten Vorschriften des COVID-19
Gesetzes sowie des Änderungsgesetzes, jeweils i. V. m. 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO).  

Die Software AG verarbeitet die personenbezogenen Daten 
für folgende Zwecke:
•	 Für die Teilnahme an und die Vorbereitung und Durch-

führung der Hauptversammlung 
•	 Zur Erfüllung der aktienrechtlichen Anforderungen 
•	 Zur Ermöglichung der Ausübung der Aktionärsrechte 
•	 Zur Kommunikation mit den zur Hauptversammlung 

zugelassenen Aktionären und Bevollmächtigten
•	 Zur Verhinderung und Aufdeckung von illegalen Aktivitäten

4)	� Weitere Empfänger der personenbezogenen Daten 

Zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung 
beauftragt die Software AG verschiedene Dienstleister. 
Diese erhalten von der Software AG nur solche personen-
bezogenen Daten, die für die Ausführung der beauftragten 
Dienstleistung erforderlich sind. Die Dienstleister sind 
verpflichtet, diese Daten ausschließlich nach Weisung der 
Software AG gemäß einem Auftragsverarbeitungsvertrag 
gemäß Art 28 DSGVO zu verarbeiten.
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5)	� Speicherdauer 

Soweit Daten nur für die Durchführung der Hauptversamm-
lung benötigt werden, erfolgt die Löschung spätestens drei 
Jahre nach der Hauptversammlung, soweit nicht darüber 
hinausgehende gesetzliche Aufbewahrungspflichten 
bestehen oder die Daten nicht wegen offener Vorgänge, 
insbesondere wegen laufender Gerichts- oder Verwaltungs
verfahren, benötigt werden. In diesem Fall erfolgt die 
Löschung, nachdem die entsprechenden Fristen abgelaufen 
sind oder der entsprechende Vorgang beendet ist. Bei 
Daten, die nicht nur für die Durchführung der Hauptver-
sammlung benötigt werden, wie zum Beispiel bei den im 
Aktienregister gespeicherten Daten, erfolgt die Löschung 
nach den im Zusammenhang mit der Verarbeitung dieser 
Daten mitgeteilten Regeln.

6)	� Betroffenenrechte nach der DSGVO 

Aktionäre können sich jederzeit und unentgeltlich mit einer 
formlosen Mitteilung an den Datenschutzbeauftragten der 
Software AG wenden, um ihre Rechte wie folgt auszuüben:
•	 gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über ihre von 

Software AG verarbeiteten personenbezogenen Daten 
zu verlangen;

•	 gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung 
unrichtiger oder Vervollständigung ihrer bei Software AG 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen;

•	 gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung ihrer bei der 
Software AG gespeicherten personenbezogenen Daten 
zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Aus-
übung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und 
Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, 
aus Gründen des öffentlichen Interesses oder zur 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen erforderlich ist;

•	 gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, wenn die 
Richtigkeit der Daten von ihnen bestritten wird;
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•	 gemäß Art. 20 DSGVO ihre personenbezogenen Daten, 
die der Software AG bereitgestellt werden, in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Ver-
antwortlichen zu verlangen;

•	 gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO ihre einmal erteilte Einwilligung 
jederzeit gegenüber Software AG zu widerrufen; dies 
hat zur Folge, dass Software AG die Datenverarbeitung, 
die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht 
mehr fortführen darf; und

•	 gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu 
beschweren. Näher hierzu sogleich Ziffer 7.

7)	� Beschwerderecht 

Den Aktionären steht ein Beschwerderecht bei den Daten-
schutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DSGVO zu. 

Die für die Software AG zuständige Aufsichtsbehörde ist: 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz  
und Informationsfreiheit 
Postfach 31 63 
65021 Wiesbaden 
Telefon: +49 611 1408-0

Darmstadt, im März 2021 

Software AG 
Der Vorstand 
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Software AG
Investor Relations
Uhlandstraße 12
64297 Darmstadt
Deutschland
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SoftwareAG.com
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